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der sozialen Gerechtigkeit. 
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Luxemburg tätig, schreibt 
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den Deutschlandfunk. Zuvor 
studierte sie Journalismus 
in Deutschland und 
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Italien und Frankreich.



Augen zu vor 
Ausbeutung

Jeden Tag gehen Menschen in Luxemburg ohne 
Vertrag und Anmeldung arbeiten, Geld fließt 

an der Steuerkasse vorbei. In der Politik findet 
Schwarzarbeit jedoch wenig Beachtung. Der 

Ausbeutung sind kaum Grenzen gesetzt. 



Wer Schwarzarbeit hört, denkt erst einmal 
an Süditalien, Griechenland, den Balkan 
– danach vielleicht an den letzten Besuch 
der Autowerkstatt, wo die Empfangsdame 
zum Kostenvoranschlag sagt: „Wenn 
Sie keine Rechnung brauchen, geht es 
auch für 100 Euro weniger.“ Schwarz-
arbeit existiert in Luxemburg. Der Nach-
bar, handwerklich begabt, verdient am 
Wochenende durch Bricolages etwas dazu. 
Die Frisörin macht – exklusiv für Freunde 
– am Wochenende Hausbesuche. Die 
alleinerziehende Mutter, die wegen der 
Kinderbetreuung nur in Teilzeit als Reini-
gungskraft arbeitet, betreibt im Keller ein 
Nagelstudio während der Hausaufgaben-
zeit, um über die Runden zu kommen. 

Schwarzarbeit bedeutet aber auch: Unter-
nehmen, die laut Steuerbehörde gar nicht 
existieren und Umsatz machen, ohne den 
Staat daran zu beteiligen. Unternehmen, 
die Arbeiter*innen 13 Stunden am Tag 
zu Tarifen weit unter dem Mindestlohn 
ohne Schutzkleidung auf Baustellen und 
in Küchen arbeiten lassen. Menschen, die 
keine Papiere haben und keine Wahl. Sie 
zahlen nie in die Rentenkasse ein, haben 
keinen Verdienstausfall, wenn sie krank 
werden, und keine Gewerkschaft, bei der 
sie Ausbeutung anzeigen könnten. Was 
für den Staat verlorene Einnahmen sind 
– Einkommenssteuer, Mehrwertsteuer, 
Sozialabgaben – bedeutet für viele Men-
schen Ausbeutung und Missbrauch. 

Von all diesen Situationen habe ich in 
den vergangenen Monaten erfahren. Was 
mir diese Recherche ins Gedächtnis ruft: 
Der Graben, der zwischen den Realitäten 
verschiedener Gesellschaftsschichten liegt, 
kla!t tief. In gewissen Gruppen kennt jede 
Person mindestens ebenso viele Leute, die 
schwarz arbeiten, wie Leute, die gemeldet 
sind. Von mehreren hörte ich Varianten 
des Satzes: „In Luxemburg arbeiten mehr 
Leute schwarz als weiß“. Die Behörden 
hingegen behaupten, Schwarzarbeit sei 
kein großes Problem. 

In meinem ersten Gespräch mit der Gewer-
beaufsicht sagt mir der Direktor: „Woher 
wollen Sie wissen, dass es viel Schwarz-
arbeit gibt? Unsere Zahlen zeigen das 
nicht.“ Wenig später sitze ich im Videocall 
mit Jessica Lopes von der Association de 
Soutien aux Travailleurs Immigrés (Asti), 

die mir sagt, alle Leute, die die Asti betreut, 
versuchen, unangemeldet Arbeit zu "n-
den. Die Wirklichkeit hat sich verzweigt. 
Konkrete Zahlen, die die eine oder die 
andere Einschätzung belegen, gibt es nicht. 
Nicht nur, weil Schattenwirtschaft schwer 
zu bezi!ern ist, sondern auch, weil kaum 
Aufwand betrieben wurde und wird, um 
Zahlen zu erheben, um in der Folge unan-
gemeldete Arbeit zu bekämpfen. Schon in 
der ersten forum_story über Drogen trat 
die – nennen wir es – Luxemburg-Methode 
ans Licht. Die Formel ist einfach: Wenn 
wir nur lang genug wegsehen, regelt sich 
das Problem von allein. Problem? Welches 
Problem? 

Ich spreche mit Menschen, die seit vier 
Jahren sechs Tage die Woche im gleichen 
Restaurant arbeiten und noch nie eine 
Kontrolle erlebt haben. Andere sagen den 
Inspektor*innen der Inspection du Travail 
et des Mines (ITM): „Ich arbeite hier gar 
nicht“ und gehen einfach weg, ohne dass 
jemand sie aufhält. Nach dem gleichen 
Prinzip scheinen auch einige Behörden zu 
handeln. Das “Ich-arbeite-hier-gar-nicht“ 
heißt auf Behördensprache übersetzt: 
„Wir sind dafür nicht verantwortlich.“ 
Auch einer der Sätze, die ich häu"g höre. 

Doch nach Überwindung einiger Recher-
chehürden "nde ich doch Leute, denen das 
#ema nicht egal ist. Selbst in Behörden 
haben sich einige in den vergangenen Jah-
ren für den Kampf gegen Schwarzarbeit ein-
gesetzt. In der vorliegenden Story versuche 
ich, folgende Fragen zu beantworten: Was 
ist in den vergangenen Jahren geschehen, 
um Schwarzarbeit zu bekämpfen? Was ist 
nicht geschehen? Wie kann man sie über-
haupt aufdecken und bekämpfen? Warum 
ist das so schwer? Und wie kann eine 
Lösung aussehen, bei der die Menschen, 
die von dieser Arbeit abhängen, nicht alles 
verlieren, sobald Bekämpfung effizient 
wird? Wie kann ein humaner Ansatz aus-
sehen und wie Prävention? All diese Fra-
gen thematisiere ich in der forum_story 
„Schwarzarbeit“. Doch zunächst geht es um 
die für mich persönlich wichtigste Frage: 
Wer sind die Menschen, die in Luxemburg 
schwarz arbeiten? Diese Frage führt uns in 
einen Nebenraum des Empfangssaals von 
Médecins du Monde op der Grenz in Esch, 
wo ich Milo, seine Frau und seine Tochter 
Anna kennenlerne.

„In Luxemburg 
arbeiten mehr Leute 
schwarz als weiß.“
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Unter  
dem Radar 

„Manchmal frage ich mich, was wir Gott 
angetan haben, damit er uns so leben 
lässt.“ Annas Stimme dringt dumpf aus 
dem Smartphone, erfüllt das kleine weiß 
ge$ieste Büro hinter der Milchglasscheibe 
op der Grenz in Esch. Anna ist 18 Jahre 
alt und hat gelernt, dass ihre Familie kein 
Glück hat, nie. Ein Schluchzen schallt 
durch den kleinen Lautsprecher, Annas 
Vater senkt den Kopf. War der Raum 
zuvor noch mit den Scherzen erfüllt, mit 
denen Milo die Situation aufzulockern 
versuchte, ist Annas Schluchzen nun als 
einziges zu hören – über den Schreib-
tisch hinweg, den eine Plexiglasscheibe 
in zwei Hälften teilt, über die weißen 
Fliesen, bis in die weißen Ecken mit der 
Raufaser tapete. Eigentlich wollte sie nur 
über setzen, für ihren Vater Milo, übers 
Telefon, nicht selbst erzählen. Doch das 
Gespräch lässt Erinnerungen an die ver-
gangenen Jahre hochkommen. 

Milo wurde krank, als die Welt krank 
wurde. 2020, kurz nach Beginn der Pan-
demie, erlitt er den ersten Herzinfarkt, 
zwei Jahre später den zweiten. Er hätte eine 
Operation gebraucht. Doch er war nicht 
krankenversichert. Noch bis vor wenigen 
Monaten scha!te er es kaum, 20 Meter 
ohne Pause zu laufen. Erst dieses Jahr 
konnte die Hilfsorganisation Médecins 
du Monde (MDM) ihn in das Pilotpro-
jekt der universellen Kranken versicherung 
aufnehmen lassen. Jetzt kann er medizini-
sche Behandlungen in Anspruch nehmen, 

die keine Notfalleingri!e sind. Er ließ sich 
die erste Arterie operieren, kurz darauf 
die zweite. Seine Erkrankung brachte die 
Familie in Gefahr, denn er war der Haupt-
verdiener und konnte nun nicht mehr 
arbeiten. 

Er lebt mit Frau, Kindern, Schwieger-
tochter und einem kleinen Enkelkind 
zusammen in einer Wohnung. Das Baby 
ist das einzige Familienmitglied, dass 
sich legal in Luxemburg aufhalten darf. 
Seit inzwischen einem Jahrzehnt ist seine 
Familie hier. Seit einem Jahrzehnt arbeitet 
Milo schwarz. „Heute auf einer Baustelle, 
morgen auf einer anderen“, sagt er. „Ein 
Bekannter ruft an, fragt, kannst du mor-
gen kommen? Ja, ich komme. Was krieg 
ich? 100 Euro. Ja, ok.“ So laufen die Ver-
tragsabschlüsse. Mal sind es 80 Euro für 
einen Arbeitstag, mal 150. Wenn er selbst 
keine Zeit hat, gibt er die Anfrage weiter. 
Irgendein Bekannter, der Arbeit braucht 
und Zeit hat, "ndet sich. Er arbeitet auf 
Baustellen, schleppt Möbel bei Umzügen, 
macht Renovierungen und Malerarbeiten. 
In letzter Zeit wäscht er Autos – was eben 
gerade ansteht, sechs Tage die Woche, nur 
Sonntag ist frei. Von der Arbeit draußen 
ist seine Haut gebräunt, Milo trägt Cappy, 
kurze Jeans und Sommersprossen im 
Gesicht und auf den Armen. Sein Grin-
sen zeichnet die Fältchen um die Augen 
stärker. Er gestikuliert beim Sprechen und 
schert sich nicht um sein bruchstück-
haftes Deutsch. Viele Wörter kennt er, 

Milo will wie viele in seiner Situation 
unerkannt bleiben.
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längere Sätze fallen ihm schwer. Er spricht 
Serbokroatisch.

Natürlich heißt Anna nicht wirklich Anna 
und Milo nicht wirklich Milo. Niemand, 
der/die in Luxemburg über das eigene 
unangemeldete Arbeitsverhältnis spricht, 
würde das Gesagte mit dem eigenen 
Namen unterzeichnen. Denn wer sich 
legal im Land aufhält, riskiert Strafe, wer 
keine Aufenthaltsgenehmigung hat, die 
Ausweisung. Milos Familie lebt unter dem 
Radar. Bei den Hilfsorganisationen sind 
sie zwar seit seiner Krankheit bekannt, 
für die Behörden jedoch halten sie sich 
nicht in Luxemburg auf. Sie haben kein 
Bankkonto, keine CNS, kein Auto, kei-
nen Mietvertrag. Um nicht auch das Dach 
über dem Kopf zu verlieren, brach Anna 
die Schule ab, als Milos Arbeitsunfähigkeit 
und die Pandemie auf einmal zuschlugen. 

Auch Anna arbeitet schwarz, verkauft 
Snacks auf der Kirmes oder putzt. Sie war 
15, als ihr Vater den ersten Herzinfarkt 
erlitt und brach die Schule ab. Obwohl 
die ganze Familie alle möglichen Jobs 
annahm, reichte das Geld zur Coronazeit 
nicht, und es reicht auch heute kaum. 
Die Familie zahlt 2.500 Euro Miete im 
Monat. In den vergangenen Jahren haben 
sie Schulden gemacht, um Unterkunft 
und Essen zahlen zu können. Anna durch-
litt depressive Phasen, erzählt sie. „Nie 
zuvor waren wir in so einer Situation. 
Wir haben alles versucht. Aber am Ende 
des Monates bleibt uns nichts. Nichts zu 
essen. Ich sehe, wie mein kleiner Bruder 
Hunger hat.“ 

Als Milo nach dem Herzinfarkt aus der 
Notaufnahme kam, hielt er ein Rezept 
für ein Medikament in der Hand, das 800 
Euro kostet. „Ein Freund, der selbst seit 
zehn Jahren hier mit Familie schwarz lebt, 
sagte mir: Geh zu Médecins du Monde.“ 
Vor zwei Jahren war er zum ersten Mal 
hier. „Sie haben uns sehr geholfen. Ich 
weiß nicht, wie ich ihnen das je danken 
kann“, sagt Milo. „Ohne sie wäre ich tot.“ 

 

Erst wenn 
nichts mehr 
geht
Zur Sprechstunde bei MDM kommen 
Menschen, die nicht krankenversichert 
sind. Die Mehrheit hat keine Aufenthalts-
erlaubnis, ist nicht gemeldet und arbeitet 
ohne Vertrag. Stéphanie Gardini, ver-
antwortlich für den sozialen Dienst bei 
Médecins du Monde, sagt: „Wir sehen 
die Konsequenzen von Schwarzarbeit. Am 
häu"gsten behandeln wir Menschen, die 
sich auf dem Bau verletzt haben oder in 
der Küche.“ Fast jede Woche behandelt 
das medizinische Team Patient*innen, die 
Arbeitsunfälle hatten, obwohl sie o%ziell 
gar nicht arbeiten. Schnittwunden, Ver-
brennungen – die Arbeiter*innen sind 
auf Baustellen ohne Schutzkleidung im 
Dienst, machen Überstunden, sind über-
müdet und haben keine vorgeschriebe-
nen Sicherheitstrainings absolviert. Wer 
keine Krankenversicherung hat, wird 
zwar in der Notaufnahme der Kranken-
häuser behandelt, doch für alles, was 
über den Notfall hinausgeht, kommt eine 
Rechnung. Einige Patient*innen bräuch-
ten eine längere Nachbehandlung oder 

Physiotherapie, doch das können sie sich 
nicht leisten. 

Selbst MDM hätte Milo noch vor einem 
Jahr nicht ausreichend helfen können, 
weiß Stéphanie Gardini. Zwar wurde er 
von einem Kardiologen untersucht, der 
ehrenamtlich eine Sprechstunde anbie-
tet. Doch die verstopften Arterien per 
Operation zu behandeln, stand außer 
Frage. Stéphanie Gardini erklärt: „Das 
war immer ganz kompliziert, wenn eine 
Operation nötig war, weil wir dafür ganz 
wenig Budget haben. Selbst wenn ein 
Doktor gesagt hat, ich operiere gratis, 
dann brauchst du noch einen Anästhesis-
ten. Dann haben wir manchmal Spenden 
gesammelt.“ Seit Anfang des Jahres kann 
MDM die Aufnahme ihrer Patient*innen 
in die universelle Krankenversicherung 
(CUSS) beantragen. Dazu müssen sie 
nachweisen, dass sie sich seit mindestens 
drei Monaten in Luxemburg aufhalten. 
Das ist nicht immer 
einfach bei Menschen, 
die darauf bedacht 
sind, keine Spuren zu 
hinterlassen. Dennoch 
hat sich der psychische 
Ballast, den Stéphanie 
Gardini und ihr Team 
jeden Abend nach Hause 
schleppen, durch die 
CUSS sehr erleichtert.

Stéphanie Gardini ist verantwortlich für den sozialen Dienst bei Médecins du Monde.

Eine Frage an 
Stéphanie
Gardini
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In der Regel kommen die Menschen 
erst zu MDM und den anderen sozia-
len Diensten, wenn sie keinen ande-
ren Ausweg mehr sehen, wissen die 
Sozialarbeiter*innen. Stéphanie Gardini 
sagt: „Sie können dann nicht mehr arbei-
ten, haben keinen Verdienst mehr und 
manchmal hängt eine ganze Familie dran. 
Das sind dramatische Situationen. Sie 
haben nichts zu essen, können ihr Zim-
mer nicht mehr zahlen und landen auf der 
Straße.“ Auch Julie Schonne hat damit 
Erfahrung. Seit Jahren arbeitet sie beim 
sozialen Dienst von MDM. Sie sagt: „Oft 
haben die Leute es jahrelang gescha!t, 
hier ihr Leben zu führen, ohne auf das 
Versorgungssystem vom Staat oder auf 
irgendeinen sozialen Dienst zurückzugrei-
fen. Sie haben ein Zimmer gemietet, ohne 
Mietvertrag, haben Essen gekauft, even-
tuell ihre freiwillige Krankenversicherung 
bezahlt. Dann kommt ein Arbeitsunfall. 
Sie machen Schulden links und rechts, 
irgendwann sagen die Leute, ich kann dir 
nicht mehr helfen. Dann erst kommen sie 
zu uns. Und oft ist es dann schon zu spät, 
sodass wir sehr schnell handeln müssen.“ 

Auch Milo und seine Familie haben jahre-
lang weder Médecins du Monde noch die 
Association de Soutien aux Travailleurs 
Immigrés (Asti) aufgesucht. Erst vor zwei 
Jahren ging Milo zu MDM und wurde 
von ihnen an die Asti verwiesen. Dort 

hat die Familie während 
der Pandemie Bons für 
Lebensmittel bekom-
men und einen Versuch 
unternommen, ihre 
Situation zu regularisie-
ren. Bisher ohne Erfolg.

Julie Schonne vom sozialen Dienst bei MDM.

Krankenversicherung 
für Menschen in  
irregulärer Situation 

Wer weder über die Arbeitsstätte noch 
über ein Familienmitglied versichert 
ist, kann für etwa 140 Euro monatlich 
eine freiwillige Krankenversicherung 
bei der Caisse nationale de santé (CNS) 
abschließen. Viele Menschen ohne Auf-
enthaltsgenehmigung nutzen sie, um 
zumindest zum Arzt gehen zu können. 
Doch wenn die Klinik feststellt, dass 
eine Verletzung durch einen Arbeitsun-
fall entstanden ist, können Zweifel auf-
kommen. Denn für die Zahlung der Be-
handlungskosten nach Arbeits unfällen 
ist nicht die CNS, sondern die Associa-
tion d‘assurance accident (AAA) ver-
antwortlich. Sobald solche Unstimmig-
keiten in der Akte auftauchen, besteht 
für die Versicherten immer die Gefahr, 
dass ein*e Sachbearbeiter*in der Ein-
wanderungsbehörde einen Hinweis 
gibt. Die neue Couverture universelle 
des soins de santé (CUSS) scha,t Ab-
hilfe. Seit Anfang 2022 ist die CUSS in 
der Pilotphase. Médecins du Monde 
ist eine der Organisationen, die diese 
universelle Krankenversicherung für 
ihre Patient*innen beim Gesundheits-
ministerium beantragen können. Für 
diejenigen, die in der CUSS versichert 
sind, übernimmt der Staat alle medi-
zinischen Behandlungskosten. Mit der 
CUSS haben Menschen ohne Aufent-
haltserlaubnis erstmals Zugang zu den 
gleichen Leistungen wie Versicherte 
der CNS. Laut Koalitionsvertrag der 
letzten Regierung soll die CUSS allen 
Menschen einen Zugang zu einer quali-
tativen Gesundheitsversorgung geben.

In der Regel 
kommen die 
Menschen erst 
zu MDM und den 
anderen sozialen 
Diensten, wenn sie 
keinen anderen 
Ausweg mehr sehen.

Eine Frage an 
Julie 
Schonne
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„Wenn du nach Arbeit 
fragst, heißt es, ok,  
morgen früh um acht.“

Die Fälle, die Médecins du Monde betreut, 
landeten oft auch auf dem Schreibtisch 
von Jessica Lopes. Sie stand in regelmä-
ßigem Austausch mit Stéphanie Gardini 
und ihrem Team. Jessica Lopes ist Ver-
waltungsratsmitglied der Asti. Bis Mitte 
des Jahres arbeitete sie dort außerdem als 
Beraterin. Jedes Jahr holen sich zwischen 
1.000 und 1.500 Menschen bei der Asti 
Rat zu Fragen der Einwanderung. Viele 
haben keine Aufenthaltsgenehmigung 
und versuchen, ihre Situation zu regula-
risieren. Andere wollen ihre Familienan-
gehörigen nachholen oder ihre Kinder 
zur Schule schicken. Jeden Tag sitzen dort 
Menschen am Beratungstisch, die ohne 
Vertrag arbeiten. 

forum: Wer arbeitet unangemeldet und in 
welcher Situation sind diese Menschen? 

Jessica Lopes: Etwa die Hälfte derer, 
die wir betreuen, sind in einer irregulä-
ren Situation, das heißt, sie haben keine 

Aufenthalts- oder Arbeitserlaubnis. Unan-
gemeldet arbeiten ist die einzige Option 
für sie, denn Menschen leben nicht von 
nichts. Sie müssen arbeiten. Die meisten 
Männer sind auf Baustellen beschäftigt 
und in handwerklichen Jobs, Maler zum 
Beispiel. Die überwältigende Mehrheit 
der Frauen putzt in privaten Haushalten. 
Das ist besonders für Menschen in irre-
gulärer Situation interessant, da sie dort 
weniger in der Ö!entlichkeit stehen als 
zum Beispiel in Restaurants oder auf 
Baustellen, wo die Gefahr viel größer ist, 
dass eine Inspektion kommt und man 
bei der Einwanderungsbehörde gemeldet 
wird. Ich denke, in fast allen Restaurants 
arbeiten Leute – Frauen und Männer –, 
die keine Aufenthaltserlaubnis haben oder 
keinen Arbeitsvertrag.

Wie !nden die Leute solche Jobs?

Es ist ziemlich leicht, einen Job zu "n-
den, wenn du in einer irregulären 

administrativen Situation bist. Für die 
meisten läuft das – auf Französisch sagt 
man – Bouche-à-l‘oreille. Sie reden mit-
einander. Und dann gibt es all diese 
Facebook-Gruppen wie Brasilianer in 
Luxemburg oder so. Da werden viele Kon-
takte geknüpft. Wenn du gerade ange-
kommen bist, gehst du ins nächste Café 
und redest mit Leuten, die dir ähnlich-
sehen und deine Sprache sprechen, die 
können dir helfen. Für Männer ist das am 
einfachsten. Wenn du dann nach Arbeit 
fragst, heißt es meistens, ok, morgen früh 
um acht. Dann sammelt dich irgendein 
Lieferwagen ein und du fängst deinen ers-
ten Job an. 

Warum arbeiten auch Menschen schwarz, 
die regulär im Land sind?

Diese Situation kenne ich aus meinem 
persönlichen Umfeld. Ich komme aus 
einer Einwandererfamilie, in der alle 
Frauen Reinigungskräfte waren. Wenn 
du in einer prekären Situation bist, kann 
es sein, dass dein Job nicht ausreicht, um 
für deinen Lebensunterhalt aufzukom-
men. Viele Leute versuchen also, an ihrem 
Arbeitsplatz oder anderswo ein paar extra 
Stunden unangemeldet zu arbeiten. Das 
ist die einzige Möglichkeit, etwas anzuspa-
ren. Das ist nicht die Wahnsinnsbetrugs-
masche, als die unangemeldete Arbeit oft 
gesehen wird. Aber es sind 50 Euro, die 
du hast und die dir nicht woanders wieder 
abgezogen werden.

Jessica Lopes beriet Menschen zu 
Einwanderungsfragen bei der Asti.
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Schwer zu 
bezi$ern

Wirklich weit ist der Weg zwischen dem 
dunklen Empfangsraum von Médecins 
du Monde op der Grenz in Esch und dem 
langen Konferenzraum im Glaskasten der 
Inspection du Travail et des Mines (ITM) in 
Strassen eigentlich nicht. Dazwischen lie-
gen knapp 20 Kilometer Straße, doch in 
Bezug auf Schwarzarbeit trennen Welten 
die beiden Büros. Die von der ITM ermit-
telten Zahlen haben mit der Einschätzung 
der Sozialarbeiter*innen von MDM und 
Asti nichts zu tun. „Ich bin verwundert, 
dass Sie sagen, es gebe viel Schwarzarbeit 
in Luxemburg“, sagt Marco Boly, Direk-
tor der ITM. „Wir sehen das nämlich 
nicht.“ Er blättert im Aktivitätsbericht 
von 2021, vor ihm auf dem Konferenz-
tisch. „Bei den 10.000 Kontrollen, die wir 
gemacht haben, konnten wir 75 Verstöße 
in Zusammenhang mit Schwarzarbeit 
bringen.“ Die 75 ist in der Spalte travail 
clandestin aufgeführt, Schwarzarbeit. 

Im Folgejahr 2022 hat die ITM 189 
Verstöße festgestellt. Mehr Details gibt 
der Bericht zu diesen Zahlen nicht. Die 
ITM erfasst nicht, in welchen Bereichen 

Schwarzarbeit am häu"gsten vorkommt 
oder welches Ausmaß die aufgedeckten 
Fälle haben. Es ist eine Zahl von vielen 
im Aktivitätsbericht – und keine Priorität. 
Der Bericht führt noch eine weitere dazu 
auf: 70 Verstöße sind unter travail illégal 
notiert, die Beschäftigung von Menschen 
aus Nicht-EU-Ländern ohne Aufenthalts-
genehmigung in Luxemburg. 2012 fand 
die Unterscheidung zwischen illegaler 
Arbeit und Schwarzarbeit Einlass in das 
Arbeitsrecht. Die Gesetzgeber*innen setz-
ten damit eine EU-Richtlinie um, die das 
Ziel hat, die Beschäftigung von Menschen 
ohne Aufenthaltsgenehmigung ausdrück-
lich per Gesetz zu verbieten. 

Die EU unterscheidet zwischen drei Kon-
zepten: nicht-angemeldete Arbeit, illegale 
Beschäftigung und Ausbeutung durch 
Arbeit. Unter dem Begri! undeclared work 
versteht die Europäische Kommission 
jede „bezahlte Tätigkeit, die an sich legal 
ist, jedoch nicht den Behörden gemeldet 
wurde.“ Das schließt illegale Beschäftigun-
gen wie Drogenhandel oder Menschen-
schmuggel aus. Auch die Beschäftigung 

(Symbolbild)



von Menschen ohne Arbeitserlaubnis 
ist als illegale Aktivität nicht Teil davon. 
Doch die De"nitionen überschneiden sich 
stark und selbst in Studien und o%ziellen 
Dokumenten der EU ist die Bezeichnung 
nicht kohärent. Auch von Land zu Land 
ist das Verständnis der einzelnen Begri!e 
unterschiedlich. In Frankreich nutzen die 
Gesetzschreiber*innen den Begri! travail 
clandestin für das Phänomen des luxem-
burgischen emploi illégal, die Arbeit von 

Menschen ohne Arbeitserlaubnis. Travail 
illégal hingegen bezeichnet nicht-angemel-
dete Arbeit – genau umgekehrt wie hier.  

Die unterschiedlichen De"nitionen sind 
eine Herausforderung beim Erstellen ver-
gleichender Statistiken. Selbst innerhalb 
Luxemburgs hat mangelnde Klarheit das 
Erheben von Zahlen erschwert. 2019 hat 
die ITM erstmals eine Studie in Auftrag 
gegeben, die nicht-deklarierte Arbeit in 

Luxemburg bezi!ern sollte – ein Beitrag 
zur europäischen Zusammenarbeit. Das 
Luxembourg Institute of Socio-Economic 
Research (Liser) hat die Studie erstellt, 
doch ITM und Arbeitsministerium haben 
sie nie veröffentlicht. ITM-Direktor 
Marco Boly sagt: „Da wir keine Gesetz-
gebung haben, die Schwarzarbeit eindeu-
tig identi"ziert, haben wir uns damit sehr 
schwergetan. Das Liser hat sich stark am 
Ausland inspiriert und händeringend ver-
sucht, Parallelen zu Luxemburg zu ziehen. 
Das ist ein Zahlenwerk, mit dem wir uns 
sehr schlecht identi"zieren können.“ 

Daher bleibt die Studie unter Verschluss, 
das #ema vorläu"g abgeschlossen.

Die passende Bezeichnung

Auf die genaue Bezeichnung kommt es an – nicht nur für Marco Boly und die 
Gesetzgeber*innen, sondern auch für Aktivist*innen. Während der Recherche wurde 
ich zweimal darauf hingewiesen, der Begri, Schwarzarbeit könne als diskriminierend 
empfunden werden. Dahinter steckt eine Debatte, die in den vergangenen Jahren 
besonders in Deutschland und Österreich geführt wurde. Zwar zeigt die etymologische 
Forschung weder zu Schwarzarbeit noch zu Schwarzmarkt oder Schwarzfahren einen 
Zusammenhang mit Hautfarbe, sondern kommt mehrheitlich zum Schluss, dass 
Schwarzarbeit so heißt, weil sie im Schutz der Dunkelheit ausgeführt wird. Doch wenn 
ich durch eine einfache Auswechslung eines Wortes verhindern kann, dass Menschen 
sich angegri,en fühlen, mache ich das. Um keine Verwechslung mit den gesetzlichen 
Begri,en zu riskieren, spreche ich im Folgenden dieser Story von nicht-deklarierter oder 
unangemeldeter Arbeit – eine freie Übersetzung des im Englischen gängigen Begri,s 
undeclared work. Nicht-deklarierte und unangemeldete Arbeit bezeichnet im Folgenden 
jede Form der an sich legalen Arbeit, die über einen kleinen Gefallen unter Bekannten 
hinausgeht und nicht den Behörden gemeldet wird, egal, von wem sie betrieben wird. 
Sie schließt den im Code du travail definierten travail clandestin ebenso ein wie den 
emploi illégal. 

Marco Boly, Direktor der ITM.

Die 
unterschiedlichen 
Definitionen 
sind eine 
Herausforderung 
beim Erstellen 
vergleichender 
Statistiken.
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Nicht auf 
der Agenda

Das Gesetz zum travail clandestin, das 
2012 in den Code du travail übernom-
men wurde, stammt von 1977. Ange-
passt wurden seitdem nur die Höhe 
und Währung der Strafen und die Para-
graphennummern. Marco Boly sagt, es 
habe häu"g Überlegungen gegeben, die 
gesetzliche De"nition von travail clan-
destin zu ändern, „aber dann sind die 
Gesetzgebung zu den Plattformarbeitern 
und europäische Richtlinien dazwischen-
gekommen.“  Während der Arbeitsmarkt 
neue Formen der Beschäftigung und 
Ausbeutung entwickelt, rutschen lange 
bestehende Probleme auf der Prioritäten-
liste nach unten. Arbeitsminister Georges 
Engel (LSAP) weiß von konkreten Dis-
kussionen zur Neude"nierung von unan-
gemeldeter Arbeit nichts. De"nitionen 
müsse man nicht ständig überarbeiten, 
wenn sie einmal stehen, weicht Engel aus. 
Doch passe man Gesetze immer dort an, 
wo nötig. In den vergangenen 20 Mona-
ten seiner Amtszeit stand das nicht im 
Vordergrund.

2016 wurde zuletzt das Ziel einer Neu-
de"nierung festgehalten. Der 4. Aktions-
plan für kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) des Wirtschaftsministeriums sah 
vor, Privatleute, die ohne Niederlassungs-
erlaubnis arbeiten, zu unterscheiden von 
Unternehmen, die Arbeitskräfte ohne 
Anmeldung beschäftigen. Laut 1977er 
Gesetz ist beides das gleiche Vergehen. 

Ausgeschlossen sind Arbeiten, die nur 
gelegentlich, für Freunde oder Fami-
lie, erledigt werden. Die gelten nicht als 
travail clandestin. In den Diskussionen 
zum Aktionsplan für KMU hat vor allem 
die Handwerkskammer auf Präzisie-
rung dieser Ausnahmen gepocht. Für die 
Chambre des Métiers (CDM) gäbe es zwei 
klare Indizien für echte Arbeit: die Lohn-
vermutung und Werbung. 

Wenn eine Arbeit so umfassend ist oder 
so spezielles Wissen erfordert, dass man 
von einer Bezahlung ausgehen kann, 
gälte eine Tätigkeit als travail clandestin 
– außer der/die Arbeiter*in beweist, dass 
sie nicht bezahlt wurde. Von einer Ent-
lohnung könne man immer ausgehen, 
wenn jemand für eine Dienstleistung 
wirbt, ob an der Pinnwand im Super-
markt – Garten arbeit, Kinderbetreuung, 
Putzen – oder in Gruppen der sozialen 
Netzwerke. In Facebook-Gruppen $iegen 
Job angebote und  -gesuche hin und her. 
Jeden Tag gibt es einen neuen Post in der 
Gruppe Cleaning Lady in Luxembourg. 
Reinigungsunternehmen bieten ihre 
Dienste an, aber hauptsächlich posten 
Privatpersonen, „mit Anmeldung oder 
ohne“, wie einige User*innen dazu schrei-
ben. Schon in den Diskussionen zur vor-
herigen Version des Aktionsplans nannte 
die CDM die Forderung nach Klarheit. 
Bisher wurde keine der Präzisierungen ins 
Gesetz aufgenommen.



Franz Clément zufolge fehlt der politi-
sche Wille. Clément ist Autor der unver-
ö!entlichten Studie zum Ausmaß von 
travail clandestin. Er forscht am Liser zum 
Arbeitsmarkt. Schon Anfang der 2000er 
Jahre hat er sich dort mit nicht-deklarier-
ter Arbeit befasst. Auch er sieht großen 
Handlungsbedarf in der Gesetzgebung, 
unter anderem um das Phänomen bes-
ser bezi!ern zu können: „Im Gegensatz 
zu anderen Ländern werden hier keine 
Versuche unternommen, das Ausmaß 
von Schwarzarbeit auch nur annähernd 
zu ermitteln.“ Das #ema scheint nie-
manden zu interessieren, nicht die Poli-
tik, nicht die Statistiker*innen. Selbst 
in der Forschung der Großregion "ndet 
Schwarzarbeit wenig Anklang. „Jeden 
Monat erhalten wir am Liser Vorschläge 
zu grenzübergreifenden Studien zum 
#ema Arbeit. In den 27 Jahren, die ich 
hier bin, habe ich nie eine Anfrage zur 
internationalen Zusammenarbeit über 
Schwarzarbeit bekommen“, sagt Clément. 

Keine 
belastbaren 
Zahlen

Die Datenlage ist mies. Um eine Schät-
zung anstellen zu können, musste er selbst 
sammeln gehen. „Wir haben alle Behör-
den getro!en, die damit zu tun haben 
könnten, also nicht nur die drei, die laut 
Gesetz verantwortlich sind“, ITM, Zoll 
und Polizei. Clément weiß, dass die vie-
len anderen Akteur*innen ebenfalls mit 
nicht-angemeldeter Arbeit zu tun haben. 
Trotz Gesprächen mit Finanzamt, Arbeits-
amt und Sozialamt konnte er schlussend-
lich keine aussagekräftige Zahl ermitteln. 
Es liegt zwar in der Natur der Schatten-
wirtschaft, dass sie im Verborgenen agiert, 
doch Franz Clément weiß: „Die Lage ist 
hier in Luxemburg besonders kompli-
ziert. Nur 27 Prozent der Arbeiter haben 
die luxemburgische Staatsbürgerschaft. 
47 Prozent sind Grenzgänger. Auch die 
illegale Einwanderung spielt eine Rolle.“ 
Allein die Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter zu ermitteln, ist eine Herausforde-
rung in der Großregion.

Im vergangenen September kam im Rah-
men einer question parlementaire eine ein-
zige Zahl an die Ö!entlichkeit. Arbeits-
minister Georges Engel antwortete darin 
den DP-Abgeordneten Carole Hartmann 
und André Bauler: „Der Statec schätzt, 
dass der Staat durch Schwarzarbeit jähr-
lich etwa 15 Millionen Euro Einnahmen 
aus der Mehrwertsteuer verliert.“ Das 
ist eine Zahl, die das nationale Statistik-
institut Statec zwar jährlich erhebt, aber 
normalerweise nicht verö!entlicht. 

Glücklich ist René Krippes nicht, als er 
die 15 Millionen in den Schlagzeilen der 
nationalen Zeitungen "ndet. Krippes ist 
beim Statec für die Abteilung Makro-
ökonomische Statistiken verantwortlich. 
„Das Problem an diesen Zahlen ist, dass 
sie sehr fragil sind. Es ist das Gleiche wie 
bei Zahlen zum Drogenschmuggel oder 
Steuerbetrug.“ Sie stehen auf wackeligen 
Beinen, da die Datenlage löchrig ist. Das 
Statec berechnet, wie viel Mehrwertsteuer 
in der Staatskasse sein sollte und wie viel 
tatsächlich darin ist. In die Berechnung 
$ießen außerdem Daten von der Polizei 
ein „und dann stellen wir ziemlich viele 
Hypothesen auf“, erklärt Krippes. „Die 
Methode lässt viel Raum für Fehler.“ 
Doch eine bessere hat das Statec nicht. 
Das einzige Zugeständnis, das er an die 
Aussagekraft seiner Statistik macht: „Die 
Zahl bestätigt, dass diese Form der Arbeit 
existiert.“ 

Franz Clément forscht am Liser zum Arbeitsmarkt.

Eine Frage an 
Franz 
Clément
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Um die Zahl wenigstens ein kleines 
bisschen robuster zu machen – Krippes 
spricht von fragilen und robusten Zahlen 
– hat er den Durchschnitt mehrerer Jahre 
angegeben. Und das Ergebnis außerdem 
gerundet, als Hinweis für die Ö!entlich-
keit, dass dies keine echte Zahl ist, keine 
belastbare. Die EU-Statistikbehörde Euro-
stat verp$ichtet die Mitgliedsstaaten, diese 
Zahlen zu erheben, für eine Vergleichbar-
keit der Wirtschaftsleistung. René Krippes 
würde lieber keine Zahlen angeben als 
ungenaue. 

Ebenso wenig aussagekräftig sind Ergeb-
nisse einzelner Kontrollen, weiß Krippes. 
„Es ist mehr oder weniger Zufall, ob 
Schwarzarbeit aufgedeckt wird oder nicht. 
Was sagen einzelne Fälle über die Gesamt-
wirtschaft aus? Ist das repräsentativ? 
Man weiß nicht einmal, wie lange dieses 
Arbeitsverhältnis bestand.“ Immer wieder 
tröpfeln Fälle in die Presse. Einzelne Kon-
trollen, bei denen mehr Leute erwischt 
wuerden als üblich. Doch ein Trend lässt 
sich an den Zahlen nicht ablesen, stimmt 
Marco Boly zu. 

Denn in den vergangenen Jahren ist die 
ITM e%zienter geworden, sodass eine 
Zunahme aufgedeckter Fälle vielleicht nur 
für e%zientere Kontrollen spricht. ITM-
Direktor Boly sagt: „Im Jahr 2013 haben 
wir rund 300 Kontrollen gemacht, zehn 
Jahre später machen wir 10.000 Kon-
trollen pro Jahr, dann ist es logisch, dass 
wir auch mehr "nden.“ Die vorhandenen 
Daten sagen wenig über das Ausmaß von 
unangemeldeter Arbeit aus. Dabei wären 
aussagekräftige Daten wichtig, um zu ent-
scheiden, wo und inwieweit Prävention 
und Bekämpfung von nicht-deklarierter 
Arbeit nötig sind – um einerseits die Men-
schen zu schützen, die Ausbeutung erle-
ben, und andererseits die Auswirkungen 
auf Gesellschaft und Wirtschaft zu ken-
nen und einzudämmen. 

Nicht allein die unterschlagene Mehr-
wertsteuer ist problematisch. Arbeit, die 
zwar verrichtet, aber nirgendwo regist-
riert wird, verzerrt den Wettbewerb. Marc 
Gross, Direktor für ö!entliche Angele-
genheiten bei der Chambre des Métiers 
(CDM), geht es um die Einhaltung der 

Regeln. Der Konkurrenzdruck sei für 
luxem burgische Handwerksbetriebe ohne-
hin groß, denn französische, deutsche 
und belgische Betriebe drängen auf den 
Markt. „Wenn man eine so starke Kon-
kurrenz hat, muss man dafür sorgen, dass 
jeder sich an die Regeln hält, das heißt 
Schwarzarbeit unterbinden.“ Wer den 
Mitarbeiter*innen keine Kranken- und 
Rentenkassenbeiträge zahlen muss und 
das Solidaritätsprinzip untergräbt, hat 
einen Wettbewerbsvorteil. Sozial abgaben 
und Steuern $ießen an den ö!entlichen 
Kassen vorbei auf private Konten. Gross 
sagt: „Man kann davon ausgehen, dass in 
Zeiten von Krisenstimmung, bei hoher 
In$ation, das Risiko gegeben ist, dass 
mehr Schwarzarbeit kommt.“ 

Internationale Erhebungen stützen diese 
Annahme, doch konkret für Luxemburg 
gibt es wieder keine Studien. Franz 
Clément zufolge ist die einzige einiger-
maßen zuverlässige Quelle das Euroba-
rometer, das größte Umfragewerkzeug 
der europäischen Statistikbehörde Euro-
stat. 2019 führte diese eine EU-weite 
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Umfrage zu nicht-angemeldeter Arbeit 
durch. Laut Eurobarometer ist das Phä-
nomen in Luxemburg recht überschaubar, 
gemessen an Ländern wie Italien, Zypern 
oder Griechenland, wo irreguläre Arbeits-
verhältnisse einen großen Teil der Wirt-
schaft ausmachen. 

In Luxemburg sagen 13 Prozent der 
Befragten, dass sie im vergangenen Jahr 
Waren oder Dienstleistungen gekauft 
haben, bei denen davon auszugehen ist, 
dass sie aus nicht-angemeldeter Arbeit 
stammen. Vor allem bei Care-Arbeit, 
Reparaturen oder Renovierungen zu 
Hause und Schönheitsp$ege wie Frisör 
und Maniküre nehmen es die Befragten in 
Luxemburg weniger genau. In den meis-
ten anderen Ländern ist der Anteil dieser 
Dienstleistungen weitaus geringer. Sie-
ben Prozent der Befragten in Luxemburg 
geben außerdem zu, im vergangenen Jahr 
selbst ohne Anmeldung gearbeitet zu 
haben. Das klingt wenig, ist aber mehr als 
in fast allen anderen Ländern. Nur in den 
Niederlanden und Dänemark gestehen 
ähnlich viele Leute das Vergehen. Wie im 
EU-Durchschnitt hat in Luxemburg ein 
Drittel angegeben, mindestens eine Per-
son zu kennen, die unangemeldet arbeitet.

Auch die Aussagekraft dieser Studie 
schränken die Herausgeber*innen im Fazit 
jedoch ein: „Die Ergebnisse sollten als 
konservative Schätzung gesehen werden. 

Inwieweit die Befragten bereit sind, Aus-
kunft zu geben, kann von der Akzeptanz 
und der Härte der gesetzlichen Strafen 
abhängen. Daher zeigen die Ergebnisse 

nur die unteren Grenzen des Ausmaßes 
auf.“ Außerdem werden zu Befragungen 
des Eurobarometers über Luxemburg nur 
Leute eingeladen, die einen o%ziellen 
Wohnsitz im Land haben. Menschen ohne 
Aufenthaltstitel sowie Grenzgänger*innen 
sind davon ausgeschlossen.  

Vor einigen Jahren hat die EU- 
Kommission die Bekämpfung nicht-
angemeldeter Arbeit zur Priorität gemacht 
und die Platform tackling undeclared work 
gegründet. Auch Luxemburg hat eine*n 
Gesandte*n bestimmt, der*die das Land 
in Fragen der unangemeldeten Arbeit ver-
tritt und Austausch mit anderen Ländern 
p$egen sollte. Durch dieses Netzwerk sol-
len die EU-Länder gemeinsame Lösun-
gen erarbeiten und Erfahrungen aus-
tauschen. Die Plattform ist inzwischen bei 
der 2019 neu gegründeten EU-Behörde 
European Labour Authority (ELA) ange-
siedelt. In deren Datenbank "nden sich 
zahlreiche Studien und Good-Practice-
Beispiele aus verschiedenen Ländern. 
Nur Luxemburg macht sich dort rar. Ein 

Haben Sie während der letzten 12 Monate für Güter oder Dienstleistungen bezahlt, bei 
denen Sie vermuten, es handele sich (zum Teil) um Schwarzarbeit? (z.B. Fehlen einer 
Rechnung).

Ja Nein Keine Antwort Ich weiß nicht
EU 28 10 87 1 2

LU 13 86 0 1

Für welche der folgenden Güter oder Dienstleistungen haben Sie während der letzten 
12 Monate gezahlt, bei denen Sie vermuten, es handele sich um Schwarzarbeit?
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Haben Sie während der letzten 12 Monate Schwarzarbeit geleistet? (Im eigenen Namen 
oder für einen Arbeitgeber)

Ja Nein Keine Antwort Ich weiß nicht
EU 28 3 95 1 1

LU 7 93 0 0

Sep. 2019
EU 28 = EU-Durchschnitt
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einziges Dokument zur allgemeinen Lage 
und Bekämpfung von travail clandestin ist 
zu "nden. Darin steht bei verschiedenen 
Punkten, dazu gebe es keine Daten. Zwar 
p$egt die ITM den Austausch mit den 
anderen europäischen Ländern zu Fragen 
grenzüberschreitender Arbeitsverhältnisse. 
Doch was die Bekämpfung unangemel-
deter Arbeit angeht, hält Luxemburg sich 
stark zurück. 

Was Franz Clément in seiner Studie 
durch viel Türklingeln versucht hat, 
geschieht in anderen Ländern systema-
tischer: in Italien mithilfe von speziellen 
Ermittlungs gruppen, im Baltikum und in 
Skandinavien viel durch Digitalisierung. 
In Estland hat die Steuerbehörde eine 
Plattform mit Daten aller Unternehmen 
eingeführt. Jede Behörde, die es betri!t, 
speist dort Daten zu den Firmen ein und 
kann diese auch abrufen. So müssen die 
Beamt*innen nicht erst Datensets bei 
anderen Behörden anfragen, sondern 
haben Zugri!, wenn sie ihn brauchen. 
Ein Algorithmus erkennt auf Grundlage 
der Daten Unstimmig keiten und spuckt 
ein Warnsignal aus, die Akte kann darauf-
hin überprüft werden. Würde man auch 
in Luxemburg alle vorhandenen Daten 
vernetzen, könnte man ein umfassende-
res Bild erhalten, davon ist ITM-Direktor 
Marco Boly überzeugt. 

Boly ärgert sich über die fehlende Ver-
netzung zwischen den Verwaltungen. 
„Wenn sich ein Verdacht erhärtet, dann 
muss ich als Direktor mit meinen Arbeits-
inspektoren an Daten kommen, ohne dass 
ich zwei Jahre lang Briefe schreiben muss. 
Sonst ist der Kuchen kalt“, sagt er. Dis-
kussionen über eine zentrale Datenbank 
und entsprechende Zugri!srechte habe es 
gegeben, doch sie seien jedes Mal wegen 
Datenschutzbedenken verworfen wor-
den. „Ich habe bis heute nicht verstanden, 

wieso wir permanent in 
Diskussionen mit ande-
ren Verwaltungen sind, 
ob wir jetzt gerade das 
Datenschutzgesetz ver-
letzt haben oder nicht. 
Das ridikülisiert den 
Inhalt.“ 

In der Antwort auf eine 
question parlementaire 

von 2017 kündigte der damalige Arbeits-
minister Nicolas Schmit (LSAP) eine 
Plattform an, durch die sich die Behörden 
in Zukunft besser koordinieren könnten, 
um Sozial dumping und unangemeldete 
Arbeit zu bekämpfen. Diese sollte in 
enger Zusammenarbeit mit den Sozial-
partnern gescha!en werden. Der zur Zeit 
der Drucklegung aktuelle Minister Geor-
ges Engel sagt, er habe von diesem Plan 
keine Kenntnis. Doch es gibt regelmäßig 
Gespräche darüber, wie die Kommunika-
tion zwischen den Behörden vereinfacht 
werden kann. Das Gesetz zu Einwande-
rung und Asyl, das die Chamber im Juli 
2023 kurz vor der Sommerpause durch-
gewunken hat, sieht vor, den Datenaus-
tausch zu ermöglichen. Mehr Details 
dazu, wie das passieren soll, liefert der 
Gesetzestext nicht. 

Auch das Außenministerium und Arbeits-
ministerium können auf Anfrage keine 
genaueren Informationen geben, so die 
Pressereferent*innen. Nur die ITM weiß 
mehr: „Alle Daten, die mit der illegalen 
Beschäftigung von Drittstaatsangehöri-
gen zu tun haben, sollen in Zukunft elek-
tronisch oder per Brief unter ITM, Zoll, 
Außenministerium und der Sozialversi-
cherung ausgetauscht werden können. 
Bisher sei diese Datenweitergabe nur im 
Anschluss an Kontrollen möglich.“ 

   

Doch was die 
Bekämpfung 
unangemeldeter 
Arbeit angeht, hält 
Luxemburg sich 
stark zurück.

 Hallo!
Douane!“

Eine Frage an 
Marco 
Boly
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Der Gesetzentwurf bezieht sich nur auf 
Daten von Menschen aus Drittstaaten im 
Rahmen der illegalen Beschäftigung, nicht 
auf alle anderen Fälle, in denen die Daten-
weitergabe die Zusammenarbeit erleich-
tern könnte. Für den Zoll wären das vor 
allem die Entsendedaten, also die Anga-
ben ausländischer Firmen, die Personal 
nach Luxemburg entsenden. Bisher haben 
die Beamt*innen auch keinen Zugang zu 
den Daten der Sozialversicherung. Auch 
dazu gebe es Gespräche, sagt Norbert 
Welu. Er ist Inspecteur de Direction beim 
Zoll. „Wenn einer sagt, ich bin bei dem 
Unternehmen angestellt, schreiben wir 
das eben auf. Natürlich sagt er, er ist bei 

der Sozialversicherung gemeldet, das 
schreiben wir auf. Es wäre einfacher, direkt 
die nötigen Informationen zu haben.“ 

Die Datenbanken könnten dem Zoll auch 
verraten, ob Arbeiter*innen eigentlich 
krankgemeldet sind oder Arbeitslosengeld 
beziehen. Stattdessen schickt der Zoll die 
Ergebnisse der Kontrollen an das Wirt-
schaftsministerium und die Staatsanwalt-
schaft, falls es zur Strafanzeige kommt. Bei 
Verstößen gegen das Arbeitsrecht schicken 
Welus Kolleg*innen einen Hinweis an die 
ITM. Es besteht kein Datenaustausch mit 
der Sozialversicherung oder der Unfall-
versicherung. „Da müssen wir einen Brief 

schreiben und Daten o%ziell anfragen“, 
sagt Welu. 

Dennoch ist Welu zufrieden mit den Fort-
schritten der Digitalisierung innerhalb 
der Douane: „Wir sind heute mit Lap-
tops unterwegs, per E-Mail erreichbar, 
haben Zugang zum Registre national des 
personnes physiques und zum Luxembourg 
Business Register (LBR). Früher mussten 
wir zurück ins Büro fahren, um die Daten 
dort einzusehen“, auch die der internen 
Datenbanken. 

So stehen sie am Montagmorgen vor 
einer Baustelle zwischen zwei Autos des 



Zolls, ein Beamter hat auf dem Verdeck 
des Ko!erraums seinen Laptop aufge-
klappt und sucht in der Datenbank nach 
dem Unternehmen, dessen Arbeiter ihre 
Papiere vorgelegt haben. Eigentlich hatte 
Keeven Schaul gedacht, dass sie bei dieser 
Kontrolle nichts fänden. Keeven Schaul 
ist Véri!cateur principal beim Zoll. Er und 
sein Team – vier Uniformierte, Schuss-
wa!e am Gürtel, geringeltes Kabel im 
Ohr – prüfen die Angaben der Arbeiter. 

Schauls Team ist Teil der Diekircher 
Zoll-Brigade. Sie sind zuständig für alle 
Kon trollen der Niederlassungsgeneh-
migungen, für Umwelt- und Gesund-
heitsbestimmungen. Insgesamt besteht 
die Brigade aus elf Leuten, einige nur 
in Teilzeit. Viel Arbeit für so wenig Per-
sonal. Für die Kontrollen auf Baustellen 
und anderen Betriebsstätten bekommt 
der Zoll eine Liste mit Unternehmen vom 
Wirtschaftsministerium. Es handelt sich 
meist um Betriebe, deren Niederlassungs-
genehmigung abgelaufen ist. Außerdem 
kommen Hinweise von Privatpersonen, 
von der Polizei oder der Domänen- und 
Mehrwertsteuer verwaltung (ACD). 

Ergibt die Vorrecherche Unregelmä-
ßigkeiten, rücken sie zur Kontrolle aus. 
Oft haben die Geschäftsführer*innen 
einfach vergessen, die Niederlassungs-
genehmigung zu erneuern. Dann gibt es 
nicht sofort eine Strafanzeige, sondern 
erst wenn die Nachkontrolle das Glei-
che ergibt. Norbert Welu sagt: „Wir sind 
nicht da, um die Leute zu schikanieren. 
Wir machen das, um die Wirtschaft zu 
schützen. Wir wollen, dass alle sich an 
die Regeln halten, Sozialabgaben leisten, 
Steuern zahlen.“ Im ersten Halbjahr 2023 
stellten die Zollbeamt*innen 70 Verstöße 
gegen das Niederlassungsrecht in gut 300 
Kontrollen fest. 

Die fünf Zollbeamt*innen steigen aus 
den Autos, stehen vor einem halbferti-
gen Gebäude, von Baugerüsten umgeben 
und mit weißer Plane verhängt. Keeven 
Schaul geht mit einem Kollegen durch 
den Vordereingang, die anderen umzin-
geln das Gebäude. Wir folgen Schaul und 
seinem Kollegen ins Innere des Rohbaus. 
Der Schriftzug Douanes leuchtet im Licht 
der Baulampen auf ihren Rücken. Unten 
ist es menschenleer. Keine Reaktion auf 

Norbert Welu ist Inspecteur de Direction beim Zoll

Zollbeamte bei der Durchsuchung einer Baustelle
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ihre Rufe, die zwischen dem Beton hallen: 
„Moien! Hallo! Douane!“ Die Taschen-
lampe eingeschaltet steigen sie zügig den 
dunklen Treppenaufgang hinauf, mit jeder 
Stufe wird spanische Musik lauter. Sie 
endet abrupt. Aus den Ecken des zweiten 
Stocks kommen Arbeiter auf die Beam-
ten zu. Einer zieht sofort seinen Ausweis 
aus dem Portemonnaie, ein anderer sagt, 
er habe seine Papiere vergessen. Beide 
werden zu den Kolleg*innen nach unten 
geschickt.

Drei Männer, ganz in Weiß, die T-Shirts, 
Shorts und Arbeitsschuhe von dicken 
weißen Flecken überzogen, Arme und 
Beine von einer weißen staubigen Schicht 
bedeckt, sagen, sie könnten ihre Arbeit 
nicht einfach so liegen lassen. Schaul gibt 
ihnen fünf Minuten, steht Wache, wäh-
rend sein Kollege alle Treppen des Roh-
baus erklimmt und in alle Ecken, hinter 
jedes Mäuerchen, in jedes Kabu! schaut. 
„Manchmal verstecken sich hier noch wel-
che, Flüchtlinge oder Unangemeldete. Oft 
haben die Firmen drei Leute angemeldet, 
aber zusätzlich arbeiten noch zwei ohne 
Papiere.“ Finden die Beamt*innen auf 

den Baustellen Arbeiter*innen, die keine 
Aufenthaltsgenehmigung haben, rufen sie 
sofort die Polizei hinzu. Die nimmt sie 
mit und informiert die Einwanderungsbe-
hörde. Heute "ndet er keine Personen in 
Gebäudeecken verkrochen.

Es bleibt eine ruhige Kontrolle. Niemand 
versucht wegzulaufen, keiner sucht Ärger 
und außerdem sprechen fast alle Arbei-
ter einigermaßen Französisch, sodass die 
Beamt*innen keine Smartphone-Überset-
zung hinzuziehen müssen. Zehn Minuten 

nach Beginn der Kontrolle stehen auf dem 
Vorplatz der Baustelle elf Arbeiter und 
warten mit gleichmütiger Miene auf das 
Urteil, zücken Ausweise, Krankenversiche-
rungskarten, Aufenthalts genehmigungen, 
Handys, Zigaretten. Einige telefonieren 
noch kurz, um sich Fotos ihrer Papiere 
schicken zu lassen. 

Die Zollbeamt*innen stellen Fragen: 
„Wann waren Sie zum letzten Mal zur 
Untersuchung beim Arbeitsmediziner? 
Für wen arbeiten Sie? Haben Sie einen 

Entsendung

Das Entsendegesetz von 2002 sieht 
vor, dass ausländische Firmen, die hier 
Arbeiter*innen für bestimmte Einsätze 
beschäftigen, das Luxemburger 
Arbeitsrecht einhalten müssen. Dazu 
zählen der Mindestlohn ebenso wie 
der Arbeiternehmer*innenschutz. 
Außerdem muss das gesamte Personal 
vor dem Einsatz der ITM gemeldet 
werden. Diese Entsenderegeln gelten 
EU-weit. Das Gesetz wurde auf Basis 
einer EU-Richtlinie eingeführt. Dennoch 
sind bei Kontrollen häufig Verstöße 
aufgefallen, die unter dem Schlagwort 
Sozialdumping für Empörung sorgten. 
2014 hat das E-Detachement die 
Papieranmeldung und persönliches 
Vorsprechen der Unternehmer*innen 
bei der ITM abgelöst. Das System 
zum E-Detachement weist jedem/r 
Arbeiter*in einen Barcode zu, den 
die Arbeitsinspektor*innen vor Ort 
scannen können. Die Datei enthält die 
Daten des/r Arbeiters*in.

Die Überprüfung der Genehmigungen ist ein zeitaufwendiger Prozess.
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Arbeitsvertrag?“ „Ja, im Auto. Soll ich den 
holen?“ Einer der drei Weißen läuft zum 
Lieferwagen und holt seinen Arbeitsver-
trag. Alle drei seien Cousins, erzählt er. Sie 
sind in Spanien gemeldet und laut Arbeits-
vertrag noch innerhalb der dreimonati-
gen Probezeit. Keeven Schaul erklärt: „Sie 
arbeiten für eine luxemburgische Firma. 
Die fahren hier hoch, arbeiten drei Monate 
und fahren dann wieder runter nach 
Spanien.“ Sie teilen sich eine Wohnung 
für 650 Euro hinter der belgischen Grenze, 
erzählen sie Schaul. Die drei weißen Cou-
sins verdienen 19,50 Euro pro Stunde, um 
die Innenwände mit Gips zu verputzen. 

Ein Foto vom Arbeitsvertrag wird der Zoll 
der ITM schicken, sodass diese prüfen 
kann, ob sie bei der Sozialversicherung 
gemeldet sind. Auch alle Sicherheitsmän-
gel, die den Zollbeamt*innen au! allen, 
melden sie der ITM. Die macht falls 
nötig eine Nachkontrolle mit Fokus auf 
Sicherheit. Zwei weitere Arbeiter kommen 
aus dem Gebäude hinterher getrottet. Sie 
wurden vom Bagger geholt. Einige dürfen 
sich schon wieder an die Arbeit machen, 
die Papiere sind in Ordnung. Die drei 
weißen Cousins werden heute nicht mehr 
zurück an die Arbeit gehen. 

Denn die Kofferraumrecherche ergibt: 
Das Unternehmen hat nicht die richtige 
Niederlassungsgenehmigung. Für die drei 
Arbeiter ist das eine schlechte Nachricht. 
„Der Geschäftsführer hat eine Genehmi-
gung für einen kaufmännischen Betrieb. 
Gipsarbeiten sind aber ein Handwerk“, 
sagt Schaul. Er bräuchte einen Meister-
brief, um die Niederlassungsgenehmigung 
zu beantragen. „Das heißt, wir rufen jetzt 
den Chef an und wenn der nicht bewei-
sen kann, dass er die Genehmigung hat, 
erstellen wir eine Strafanzeige.“ 

Auch die drei Cousins aus Spanien werden 
informiert, denn sobald sie wissen, dass der 
Chef keine Genehmigung hat, und trotz-
dem arbeiten, machen sie sich des travail 
clandestin strafbar. „Die Leidtragenden 
werden sie sein“, sagt Keeven Schaul. „Sie 
werden ihr Geld nicht mehr verdienen und 
früher nach Hause fahren. Der Vertrag wird 
aufgelöst. Die Leidtragenden sind meistens 
die Arbeiter, ebenso wie die Kunden. Die 
"nden keinen, der so kurzfristig übernimmt 
und bereit ist, die Arbeit weiterzuführen.“

„Wir  
sind nicht 
verantwort-
lich“
Wenn Schaul und sein Team unange-
meldete Arbeiter*innen finden, stellen 
sie sofort eine Strafanzeige aus. Doch 
das ist nicht das Ziel der Zollkontrollen. 
General sekretär Norbert Welu stellt klar: 
„Die Leute zeigen immer mit dem Finger 
auf uns, wenn es um Schwarzarbeit geht. 
Aber die ITM ist zuständig für die Arbei-
ter. Wir, die Douane, agieren im Rahmen 
des Niederlassungsrechts.“ 

So genau lässt sich das jedoch nicht 
auseinanderhalten. Denn wer als 
Selbstständige*r ohne Niederlassungs-
genehmigung arbeitet, macht sich laut 
Code du travail des travail clandestin straf-
bar. Auch in den Behörden scheint nicht 
immer Einigkeit darüber zu herrschen, 
wer für was zuständig ist. ITM-Direktor 
Marco Boly betont im Gespräch von 
Anfang an und immer wieder: „Wir sind 
nicht als einziges verantwortlich.“ Er zieht 
die Polizei, den Zoll und auch das Centre 
commun de la sécurité sociale (CCSS) 
mit in die Verantwortung, sagt, die Polizei 
führe auch eigene Kontrollen durch, um 
unangemeldete Arbeit aufzudecken. 

Die Polizei hingegen besteht darauf, bei 
der Bekämpfung von unangemeldeter 
Arbeit nur unterstützend zu handeln. 
Die Pressestelle verweist mich zurück an 
die ITM und lehnt ein Interview ab. Auf 
Nachfrage räumt die Polizei immerhin 
ein, sie sei kompetent, „wenn Personen 
angetro!en werden, die sich illegal im 
Land aufhalten.“ In dem Fall kontaktiert 
die Polizei die Einwanderungsbehörde. 
Die entscheidet, ob die Person festge-
nommen wird, und die Polizei vor Ort 
führt die Entscheidung des Ministeriums 
aus. „Auch die Kriminalpolizei deckt den 
Bereich der Schwarzarbeit ab, insbeson-
dere wenn ein Verdacht auf Menschen-
handel besteht.“ Regelmäßig rufen ITM 
und Zoll die Polizei zu ihren Kontrollen 
hinzu. Darüber, wie oft Polizei und ITM 
bei der Bekämpfung von unangemelde-
ter Arbeit zusammenarbeiten, führe die 
Polizei aber keine Statistik, so die Presse-
stelle. Dabei sieht Marco Boly die Rolle 
der Polizei fast als gewichtiger an als seine 
eigene. „Wir können emploi illégal nur 
fest stellen.“ Auch der Zoll darf nicht wei-
tergehen, niemanden festnehmen.

Das CCSS tut es der Polizei gleich und 
lehnt nach sechswöchiger Wartezeit die 
Interviewanfrage ab, wie auch die Ver-
antwortung. „Es ist wichtig zu erwähnen, 
dass der Hauptakteur bei der Bekämpfung 
von Schwarzarbeit die ITM ist“, heißt es 
aus der Pressestelle. Dennoch hat auch 
das CCSS eine Kontrollabteilung, die 
Kontrollen in Betrieben durchführt, falls 
eine andere Abteilung Unstimmigkei-
ten in der Akte entdeckt oder wenn eine 
andere Behörde darum bittet. Stellen die 
Kon trollen fest, dass Arbeit ohne Anmel-
dung beim CCSS getan wird, werden die 
Beiträge dem Arbeitgeber rückwirkend in 
Rechnung gestellt. Außerdem meldet das 
CCSS jeden Verstoß der ITM und der 
Staatsanwaltschaft. Bei einer dritten und 
vierten Behörde komme ich auch nicht 
weiter als zur Pressestelle. Die General-
direktion für Mittelstand im Wirtschafts-
ministerium sagt, sie habe seit 2013 
keine Verantwortlichkeit im Bereich des 
Kampfes gegen die Schwarzarbeit. Diese 
liege seitdem bei der ITM. Allerdings ist 
die Behörde Herausgeberin des 4. Aktions-
plans für KMU, wo noch 2016 ausdrück-
lich eine Änderung der Gesetzgebung zu 
travail clandestin geplant war. Außerdem 

Die Polizei hingegen 
besteht darauf, bei 
der Bekämpfung 
von unangemeldeter 
Arbeit nur 
unterstützend zu 
handeln.
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trägt die Behörde für Mittelstand die Ver-
antwortung für das Niederlassungsrecht, 
das in direktem Zusammenhang mit unan-
gemeldeter Arbeit steht. Die Trennlinie ist 
auch für die Generaldirektion für Mittel-
stand genauso gestrichelt wie für den Zoll. 

Auch das Arbeitsministerium trägt zwar 
Verantwortung, doch hatte zumindest in 
den vergangenen zwei Jahren andere Prio-
ritäten. Arbeitsminister Georges Engel 
sagt, das #ema Schwarzarbeit komme 
mit einer gewissen Regelmäßigkeit zur 

Sprache und er versuche sowieso immer, 
Schwarzarbeit so klein wie möglich zu 
halten. „Wir versuchen jeden Tag, Gesetze 
zu machen, damit Firmen, die sich an die 
Regeln halten, nicht durch andere Firmen 
benachteiligt werden, die sich nicht an die 
Regeln halten.“

Seitdem er im Amt ist, seit Anfang 2022, 
hatten andere #emen jedoch in seinem 
Kalender Vorrang. „Ich habe ganz viel 
über Plattformarbeit gesprochen mit mei-
nen Sozialpartnern und die Diskussion 
darüber aktiv mitgestaltet, damit wir da 
in die richtige Richtung gehen. Wir haben 
im Parlament über das Gesetz zur Ent-
sendung geredet. Auch da war ich impli-
ziert. Wir haben dafür gesorgt, dass bei 
der ITM genug Leute zur Verfügung ste-
hen, die die Arbeit auch machen können.“ 
Deshalb blickt Georges Engel positiv auf 
seine Amtszeit als Minister. „Ich denke, 
dass ich in diesen Monaten viel gescha!t 
habe“, sagt er. 

 

Während der Amtszeit von Arbeitsminister Georges Engel (LSAP) 
hatten andere Themen Vorrang.



Hinter ver-
schlossenen 
Türen

Davon haben unangemeldete Arbeiter*-
innen jedoch nichts mitbekommen – am 
allerwenigstens diejenigen, die in Privat-
haushalten beschäftigt sind, also in der 
Regel Frauen. Während Bauarbeiter*innen 
damit rechnen müssen, bei einer Kon-
trolle aufzu$iegen, haben private Haus-
haltshilfen diese Angst nicht – ebenso 
wenig wie den Schutz. Private Haushalte 
sind geschlossener Raum, zu dem die 
Kontrolleur*innen des Zolls, der ITM 
und der Polizei keinen Zutritt haben. Nur 
in starken Verdachtsfällen, wenn Verdacht 
auf Menschenhandel, Ausbeutung oder 
Sklavenhaltung besteht, beantragen ITM 
und Polizei einen Durchsuchungsbefehl. 

Marco Boly erklärt: „Wenn der Staatsan-
walt der Meinung ist, dass die Beweise und 
Aussagen, die wir vorlegen, triftig sind, 
wird er den Hausdurchsuchungsbefehl 
ausstellen. Dann können wir mit der Poli-
zei da rein gehen.“ Die Staatsanwaltschaft 
hat für dringende Fälle einen 24-Stunden- 
Bereitschaftsdienst, durch den die 
Kontrolleur*innen schnell reagieren kön-
nen. Solche Kontrollen kommen jedoch 
selten vor, nur bei Verdacht auf Men-
schenrechtsverletzungen. Wenn jemand 
der ITM meldet, dass die Nachbar*innen 
eine unangemeldete Arbeitskraft beschäf-
tigen, werden diese Geschütze nicht 
aufgefahren. Daher sind Privathaus-
halte großen teils gesetzesfreier Raum, in 
dem die Bewohner*innen nach eigenem 

Ermessen Regeln für ihre Beschäftigten 
erscha!en können. Menschen, die ohne 
Papiere in privaten Haushalten arbeiten, 
sind ihren Arbeitgeber*innen ausgeliefert. 

Bei der Asti hatte Jessica Lopes jeden 
Tag Frauen vor sich sitzen, die in dieser 
Situation sind – keine Papiere und keine 
andere Möglichkeit, als in Privathaushal-
ten unangemeldet zu putzen, den Launen 
ihrer Arbeitgeber*innen unterworfen. 
„Die Arbeitgeber sind oft Teil der hohen 
Mittelschicht, fast alle Luxemburger. 
Es gibt auch Fälle, in denen Expats eine 
Haus angestellte mitbringen – spani-
sche Familien, die in den EU-Instituti-
onen arbeiten und ihr ecuadorianisches 
oder peruanisches Hausmädchen nach 
Luxemburg mitnehmen, ohne sie jemals 
anzumelden. Sie war schon ohne Aufent-
haltsgenehmigung in Spanien und ist es 
hier auch. Aber in der Regel sind es luxem-
burgische Haushalte, die Hausangestellte 
haben, oft arbeiten sie für den Staat oder 
in anderen gut bezahlten Funktionen.“ 

Die Arbeitsverhältnisse reichen von 
wenigen Stunden pro Woche zu Voll-
zeitbeschäftigungen. Einige Frauen erle-
ben an ihrem Arbeitsplatz Gewalt. Viele 
verdienen weniger als den Mindestlohn. 
„Manchmal werden sie überhaupt nicht 
bezahlt, sondern bekommen statt Geld 
irgendwelche Ausgleichsleistungen. Es 
gibt viele solcher komischen Arrange-
ments. Einige leben im Haus, haben keine 
freien Tage, keine festen Arbeitszeiten. Es 
ist fast wie Sklavenhaltung, aber anders 
geframt. Die Fragen, ob sie angemeldet 
sind oder nicht, ob sie eine Rente haben 
werden oder nicht, sind zu weit entfernt, 
um sich darüber zu sorgen. Sie sind im 
Überlebensmodus.“ 

Oft grenzen diese Fälle an Menschen-
handel, weiß Jessica Lopes und sie kann 
kaum etwas dagegen tun. „Frauen aus 
Peru leben so in spanischen Familien und 
meinen, sie hätten Glück gehabt, weil sie 
zu essen bekommen und ihre Kranken-
versicherung bezahlt wird. Sie sehen sich 
selbst nicht als Opfer von Ausbeutung. In 
dieser Situation ist es für uns sehr schwer, 
etwas zu unternehmen.“ Viele Frauen 
kennen ihre Rechte nicht und haben 
außerdem zu große Angst, um über Aus-
beutung zu sprechen. 

(Symbolbild)
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„Frauen 
werden noch 
unsicht-
barer“

Als Gründerin und Präsidentin der A.s.b.l. 
Time for Equality setzt Rosa Brignone sich 
für Menschenrechte und die Gleich stellung 
von Frauen ein. In den letzten Jahren hat 
sie sich vermehrt mit Lobbyarbeit für 
Opfer von Menschenhandel beschäftigt. 

forum: Wie häu!g erleben Arbeitskräfte in 
Luxemburg in nicht-regulären Arbeitsver-
hältnissen Ausbeutung?

Rosa Brignone: Wir haben nicht genug 
Zahlen dazu und das ist genau das Pro-
blem. Wenn es keine konkreten Daten 
gibt, neigt man dazu, zu denken, das Pro-
blem gäbe es nicht. Letztes Jahr wurde in 
Luxemburg keine einzige Frau als Opfer 
von Menschenhandel und Ausbeutung 
von Arbeitskräften erfasst und man 
schlussfolgert, das sei kein Problem. Aber 
wenn man mit den sozialen Einrichtungen 
spricht, sagen alle, die Ausbeutung von 
Frauen hat zugenommen – sexuelle Aus-
beutung, Ausbeutung durch Arbeit, Men-
schenhandel. Es ist ein Paradox. Wie ist 
es möglich, dass man überall Indikatoren 
"ndet, die für eine Zunahme der Risiken 
und der Fälle sprechen – in verschiedenen 
Ländern, auf internationalem Niveau, die 
UN, etc. – vor allem seit der Pandemie? 
Wenn ich diese Zahlen sehe, denke ich 
also nicht: Ach, super, die Zahlen neh-
men in Luxemburg ab. Sondern es gibt 

einen Grund, dass die Zahlen abnehmen 
und den muss man "nden. Man muss den 
Grund für die Funkstille suchen. 

Warum sind Frauen Ihrer Meinung nach 
stärker der Ausbeutung durch nicht-ange-
meldete Arbeit ausgeliefert? 

Die Arbeit von Frauen ist unsichtbarer. 
Frauen sind stark überrepräsentiert in der 
häuslichen Arbeit – Haushalt, Putzen, 
Kochen, Kinderbetreuung, Betreuung von 
Älteren – also Care-Arbeit. Das sind die 
Aufgaben, die traditionell die Frau erledigt 
hat, die einfach gemacht wurden, unauf-
fällig und umsonst. Traditionell ist das 
nicht als echte Arbeit anerkannt. Man hat 
diese Assoziation der häuslichen Umge-
bung, abseits vom beru$ichen Umfeld. 
Das ist eine anstrengende Arbeit, die viel 
Zeit einnimmt, sie ist essenziell für das 
Leben und das Funktionieren der Gesell-
schaft, aber sie wird weder richtig aner-
kannt noch gern bezahlt. Man hört oft das 
Argument, für mich ist diese Person wie 
Familie. Und Familienmitglieder bezahlt 
man natürlich nicht für ihre Hilfe. Private 
Haushalte sind nicht an Kollektivverträge 
des Sektors gebunden. Während der Pan-
demie habe ich mich dafür eingesetzt, dass 
auch private Haushaltshilfen Ausgleichs-
zahlungen für Kurzarbeit bekommen. Das 
hätte sehr wenig gekostet, das sind wenige 
Leute, aber es hätte sie besser abgesichert 
gegen Arbeitslosigkeit, Krankheit und 
Verdienstausfall. Außerdem wäre es eine 
Anerkennung für diese Menschen gewe-
sen, ein symbolischer Schritt. Aber mein 
Vorschlag wurde abgelehnt. Das ist eine 
Abwertung dieser Arbeit und der Men-
schen, die diese Arbeit machen. Und es ist 
kein Zufall, dass das Frauen sind. 

Sehr oft sind es inzwischen Frauen mit 
Migrationshintergrund. 

Wenn man die globale und internationale 
Dimension betrachtet, in der die Arbeits-
bedingungen für Frauen sich immer mehr 
verbessern und Frauen arbeiten neben der 
Kindererziehung, müssen Familien diese 
Arbeit weiterdelegieren. Sie brauchen 
Hilfe für diese Aufgaben. Das heißt, diese 
zeitaufwändige Arbeit wird an andere 
Frauen weitergegeben, häu"g sind das 
Ausländerinnen, die Geld brauchen und 
in einer schwierigen Situation sind. Diese 

Rosa Brignone setzt sich als Präsidentin der A.s.b.l. 
Time for Equality für Gleichstellung ein.

Eine Frage an 
Rosa
Brignone
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Arbeitslast wird also verschoben. Es ist 
immer noch feminisiert, aber sie ändert 
Klasse und Herkunft. Deshalb wird diese 
Arbeit häu"g von migrantischen Frauen 
erledigt – mit oder ohne Papiere. Das 
kommt der Einstellung des Kolonialismus 
sehr nahe.

In den vergangenen Jahren wurde viel 
unternommen, um Haushaltskräfte mehr 
zu schützen, die vereinfachte Anmeldungs-
prozedur des CCSS zum Beispiel. Was muss 
Ihrer Meinung nach noch geschehen? 

Seit Jahren fordert das UN-Komitee zur 
Beseitigung jeder Form von Diskriminie-
rung der Frau (CEDAW), dass Luxemburg 
die Konvention 189 der internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) zur menschen-
würdigen Arbeit für Hausangestellte rati-
"ziert. Warum passiert das nicht? Es wäre 
eine wichtige Botschaft und würde soziale 
Entwicklungen anstoßen. Die Konvention 
stärkt zum Beispiel das Versammlungs-
recht. Sie könnten dann Gewerkschaften 
gründen. Nicht angemeldete Arbeiterin-
nen sind sehr anfällig für Ausbeutung, 
Missbrauch und Belästigung. Sie haben 
keine Vertreter, keine Gemeinschaft, an 
die sie sich wenden können. Wenn wir 
Leuten vorschlagen, Missstände anzuzei-
gen, sagen sie sofort Nein. Ich verstehe 
das. Sie fragen, was soll das bringen? Man 
macht diese ganze gerichtliche Prozedur 
durch und dann? In der Regel wird man 
dann abgeschoben.  

Keine 
Stimme 
für Sans 
Papiers in 
Luxemburg

Wer in Luxemburg ohne Papiere arbeitet, 
spricht nicht darüber, zumindest nicht 
mit Menschen, deren Status in Ordnung 
ist. Nur sehr zögerlich und mithilfe von 
viel Vermittlung, traut sich Matilda, von 
ihrer Situation zu erzählen, doch will sie 
weder ihren Namen noch ihr Herkunfts-
land in der Zeitung lesen. Ihren Wohn-
ort gibt sie selbst vertraulich nicht preis. 
Matilda erzählt nicht von schlechten 
Arbeitsbedingungen, nicht von Elend 
und nur wenig von ihren Sorgen. Dabei 
sei alles viel schlimmer, als sie zugibt, 
weiß Jessica Lopes. Während der Pande-
mie kam Matilda gemeinsam mit ihrem 
Sohn aus Lateinamerika nach Luxemburg. 
Bekannte in ihrem Heimatort hatten ihr 
gesagt, sie hätten hier Arbeit für sie. 

Stattdessen waren Mutter und Sohn 
allein, ohne Geld, ohne Arbeit, inmitten 
von Lockdowns und Unsicherheit. Im 
Internet fand Matilda Kontakt zur Asti, 
über Facebook fand sie Leute aus ihrem 
Heimatland. Dort fand sie ein halbes Jahr 
später auch Arbeit in einem spanisch-
sprachigen Haushalt. Später haben sie 
sie weiterempfohlen, so kam Matilda an 
andere Haushalte. „Das Problem ist, dass 
sie oft verreisen. Jedes Mal, wenn sie rei-
sen, stehe ich ohne Arbeit da.“ Oft sind 
es nur zwei oder drei Tage, dann sagen sie 

ILO-Konvention Nr. 189
Staaten, die das Übereinkommen Nr. 189 der ILO von 2011 unterzeichnen, verpflichten sich 
dazu, in ihrer Gesetzgebung menschenwürdige Arbeitsbedingungen für Hausangestellte 
zu fördern. Die Maßnahmen betreffen Bezahlung und Arbeitsbedingungen, die 
Versammlungsfreiheit und das Recht zu Kollektivverhandlungen, die Beseitigung von 
Zwangsarbeit und Diskriminierung. Außerdem soll die Konvention zu einer Anerkennung 
des bedeutenden Beitrags von Hausangestellten zur globalen Wirtschaft führen. 
Luxemburg hat dieses Übereinkommen noch nicht ratifiziert, „da vor Jahren Gespräche 
zwischen den Sozialpartnern zum Thema Arbeitszeit ohne Ergebnis beendet wurden und 
die Ratifizierung danach nicht mehr thematisiert wurde“, so das Arbeitsministerium – 
eine Antwort ohne Inhalt. 
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Matilda erst am Vortag, dass sie die kom-
menden Tage nicht zu kommen braucht. 
Manchmal sind ihre Arbeitgeber*innen 
auch für zwei Wochen oder gar einen 
Monat auf Reisen. Dann verdient Matilda 
kein Geld. Sie versucht, andere Haushalte 
zu "nden, doch die meisten Familien 
suchen langfristige Haushaltshilfen, keine 
Aushilfe für eine Woche. Wenn Matilda 
eine Woche kein Geld verdient, kommt es 
vor, dass sie und ihr Sohn nichts zu essen 
haben. Während der Pandemie haben 160 
Minderjährige die Essensbons der Asti 
in Anspruch genommen. Mindestens so 
viele Kinder ohne Papiere leben also in 
Luxemburg. 

Abgesehen von den vielen Urlauben, sagt 
Matilda, fühle sie sich wohl in den Haus-
halten. Viele ihrer Freundinnen hätten 
Gewalt erlebt, körperliche und psychische, 
davon sei sie verschont geblieben. Sie lebt 

gemeinsam mit ihrem Sohn in einem Zim-
mer, teilt sich die Wohnung, Küche und 
Bad, mit anderen Leuten. Ihr Sohn geht 
seit ihrer Ankunft an ein Luxemburger 
Lycée. Die Schulp$icht gilt für alle Kin-
der, auch die ohne Papiere. Obwohl die 
Schulen oft über den Aufenthalts status 
Bescheid wissen, geben sie diese Infor-
mationen nicht weiter. Wenn sie noch 
etwas durchhalten, kann Matilda bald 
eine Regularisierung für beide beantragen. 
Wenn das Kind seit vier Jahren hier zur 
Schule geht, kann man den Antrag stellen. 
Das versucht sie gemeinsam mit der Asti. 
Wenn Matilda an ihre Zukunft denkt, 
hat sie nur ein Ziel vor Augen: ein Leben 
ohne Angst mit regulärem Aufenthalt und 
Arbeitsvertrag. Vier Jahre muss sie dafür 
durchhalten, ohne erwischt zu werden. 

(Symbolbild)

43November 2023Schwarzarbeit



Ab in 
Abschiebe-
haft

Matilda versucht bis dahin, geduckt zu 
leben, zu laufen, zu arbeiten. Sie versucht, 
niemandem aufzufallen. Durchhalten 
statt sprechen – wie es so viele andere in 
ähnlicher Situation machen. Sie haben 
keine Stimme außerhalb der Hauswände 
und erst recht keine Interessensvertretung. 
Im OGBL habe man nie in Betracht gezo-
gen, auch Arbeiter*innen zu vertreten, die 
unangemeldet oder gar ohne Papiere sind, 
sagt Estelle Winter, die Verantwortliche 
für den Reinigungssektor. Manchmal 
kommen Leute, die unangemeldet arbei-
ten, dann geben wir ihnen die Adresse der 
sozialen Einrichtungen.“ Dafür gebe es ja 
die Asti. 

Anders sieht das ihr Kollege Jean-Luc de 
Matteis, Zentralsekretär beim OGBL- 
Syndikat Bau, Bauhandwerk und Metall-
konstruktionen. Der OGBL habe zwar 
keine zentralisierte Abteilung für Sans 
Papiers oder Menschen, die unange-
meldet arbeiten, erklärt er. Aber jedes 
der Syndikate sei kompetent, um auch 
diese Arbeiter*innen zu beraten und zu 

unterstützen, je nach Branche. „Die Leute 
können überall anrufen oder direkt mit 
den Betriebsräten vor Ort sprechen und 
wir sehen, was wir tun können. Wir kön-
nen ihnen helfen, den Arbeitgeber zu ver-
klagen oder eine Meldung an das CCSS 
zu schicken.“ Es sei jedoch schwierig, 
strukturell das Problem der unangemelde-
ten und illegalen Arbeit anzugehen, weil 
die Leute Angst haben. „Schon wenn wir 
sagen, wir können helfen, aber dazu müs-
sen wir einen Brief schreiben, haben sie 
Angst.“ Jedes Dokument kann als Beweis-
stück gesehen werden. 

In Belgien sind die Gewerkschaften weiter. 
Die Confédération des Syndicats chrétiens 
(CSC) vertritt gemeinsam mit der Ligue 
des travailleues domestiques sans papiers 
(Ligue) Frauen, die in Privathaushal-
ten arbeiten. Eva Jimenez Lamas ist das 
Gesicht der militanten Bewegung für die 
Rechte von Arbeiter*innen ohne Papiere. 
Sie trägt ein hautfarbenes Kopftuch, von 
dem eine Spitze locker ihre Schulter hin-
unterhängt, lange, goldene Ohrringe und 

Audio-
Reportage: 
In den 
Streik 
reinhören.
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ein rosafarbenes Kleid, als wir sie bei 
einem Streik der unangemeldeten Haus-
haltshilfen tre!en. Sie ist bei der Brüsseler 
CSC verantwortlich für die Sektion Ein-
wanderung und Sans-Papiers. Im Juni 
hat die CSC o%ziell Beschwerde beim 
Europäischen Parlament eingereicht. Der 
Vorwurf: Die regionalen Politiker*innen 
respektieren bindende europäische Richt-
linien nicht. „Wir wollen daran erinnern, 
dass es europäische Regeln gibt, die erlau-
ben, Anzeige zu erstatten, auch wenn 
man keine Aufenthaltsgenehmigung hat“, 
erklärt Eva Jimenez diesen symbolischen 
Schritt. 

Das Ziel der Opfer-Richtlinie und 
der Sanktionen-Richtlinie ist, effizi-
ent Arbeitgeber*innen für Missbrauch 
zu bestrafen und nicht die Arbeiter und 
Arbeiterinnen. „Doch heutzutage wer-
den die Arbeiterinnen in privaten Haus-
halten, die Opfer von Missbrauch sind, 
bei der Anzeige festgenommen und in ein 
geschlossenes Abschiebezentrum gesperrt. 
Es gibt keinen Zugang zur Justiz. Belgien 
muss ihnen für die Dauer des Prozes-
ses einen Aufenthaltstitel geben.“ Dabei 
erhält Belgien ebenso wie Luxemburg in 
den Bewertungen der EU-Kommission 
lobende Kommentare über die regel-
konforme Umsetzung der Richtlinien. 
Viele Arbeiterinnen sind immerhin in 
der Lage, kündigen zu können und eine 
neue Stelle suchen. „Aber sie können 
Missbrauch nicht anzeigen. Sie gehen als 
Opfer in die Polizeiwache und kommen 
als Schuldige wieder heraus“, sagt Eva 
Jimenez. 

Die CSC fordert für alle Arbeiter*innen 
Zugang zu Weiterbildungen. „Viele 
gehen große Risiken bei ihrer Arbeit ein, 
sie betreuen zum Beispiel Kinder mit 
Autismus“, erklärt Eva Jimenez. Und die 
Gewerkschaft ist nicht bescheiden. Eine 
weitere Forderung lautet: Aufenthalts-
titel für alle Haushaltshilfen und P$ege-
kräfte. „Carework ist eine fundamentale 
Arbeit, die, falls sie nicht erledigt wird, 
tausende von Menschen, besonders in 
den Metropol regionen wie Brüssel, davon 
abhalten würde, an anderen Orten arbeiten 
zu gehen, um wirtschaftlichen Reichtum 
zu scha!en“, argumentiert Eva Jimenez.
Die CSC ist weit von der Erfüllung ihrer 
Forderungen entfernt, die Beschwerde 

bei der EU vor allem symbolisch. Ihre 
Anliegen für Sans Papiers werden von 
vielen Politiker*innen abgeschmettert. 
Doch eine Mitstreiterin von Eva Jimenez 
erzählt: „Wir hatten viele kleine Siege. 
Noch vor einigen Jahren wurde in Belgien 
nicht über die Situation von Haushalts-
hilfen gesprochen. Aber dank der CSC 
und der Ligue ist das jetzt anders. Wir 
tre!en Politiker, um unsere Forderungen 
zu stellen.“ Die Gewerkschaft hat die poli-
tische Stimme der Arbeiter*innen ohne 
Aufenthaltstitel gestärkt. „Sie müssen 
verstehen, dass nie etwas vorankommen 
kann, wenn sich jede nur in ihrem Zim-
mer versteckt. Sie müssen sich zeigen und 
kämpfen“, sagt sie. Sollte doch jemand in 
Abschiebehaft landen, versuche die CSC 
alles, um die Person zu befreien, rufe juris-
tischen Beistand und die Presse. 

 

Die regionalen 
Politiker*innen 
respektieren 
bindende 
europäische 
Richtlinien nicht.

Eva Jimenez ist das Gesicht der 
militanten Bewegung für die Rechte 

von Sans Papiers in Belgien.
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Streik der Haushaltsarbeiterinnen ohne Papiere

Am 16. Juni, dem Internationalen Tag der 
Hausangestellten, rief die Brüsseler Sek-
tion der belgischen Gewerkschaft CSC 
gemeinsam mit der Ligue des travailleuses 
domestiques sans papiers zum Streik auf. 
Die CSC zahlte den Hausangestellten den 
Lohn für den Streiktag. Ab zehn Uhr ver-
sammelten sich zwischen 150 und 200 Men-
schen hinter dem Palais de Justice in Brüs-
sel, um zu demonstrieren – für das Recht 
auf Arbeitnehmer*innenschutz für Menschen 
ohne legalen Aufenthalt. 

Beim Streik sitzen etwa 20 Frauen auf der 
Bühne, allesamt Reinigungskräfte, in Snea-
kers und T-Shirts, ohne Sozialversicherung, 
ohne Papiere. Obwohl sie sich illegal im Land 
aufhalten, zeigen sie ihr Gesicht, lassen sich 
fotografieren und filmen, treten mit ihrer 
Stimme und ihrer Geschichte für die Rechte 
von Sans-Papiers ein. In einem gespiel-
ten Prozess, vor einem Gericht aus Papp-
maschee, werden hier am Streiktag all die-
jenigen angeklagt und verurteilt, die für das 

Unrecht verantwortlich sind, das den Arbei-
terinnen ohne Papiere in Belgien zustößt. Die 
Richterin an einem Pult in selbst genähter 
Robe bittet Heni in den Zeugenstand, um 
ihre Geschichte zu erzählen. Eine kleine Frau 
betritt das Podium, erzählt.

Mein Name ist Heni, ich komme von den 
Philippinen und bin vor zwei Jahren in Brüssel 
angekommen. Ich arbeite in Belgien, um 
meine Familie zu unterstützen. Ich bin ein 
neues Mitglied der Ligue des Travailleuses 
domestiques sans papiers. 

Als Haushaltshilfe hat Heni in verschiedenen 
Familien gearbeitet, zuletzt bei einem Paar 
in einem Brüsseler Vorort, putzen, kochen, 
Wäsche waschen. 

Ich war dort von Montag bis Samstag, von 
acht Uhr morgens bis acht Uhr abends. 
Samstag habe ich um vier Uhr aufgehört. 
Und mir wurden nur 6 Euro pro Stunde 
gezahlt. 

Nach zwei Wochen bat der Mann, mein 
Arbeitgeber mich, ihn zu massieren. Ich habe 
abgelehnt, das war nicht Teil meines Jobs.  

Er zwang sie, seinen ganzen Körper zu mas-
sieren, dreimal pro Woche.

Obwohl ich nicht wollte, musste ich es tun, 
weil er mein Chef war. Ich nahm die Szenen 
auf Video auf und zeigte die Aufnahme sei-
ner Frau. Sie war auf seiner Seite. Sie beide 
haben mich beschuldigt, Geld gestohlen zu 
haben, ohne jegliche Beweise. Sie haben mich 
gefeuert, ohne mir den Lohn für den letzten 
Monat zu zahlen, den ich gearbeitet habe. Sie 
haben mich wie eine Diebin behandelt und 
mir gedroht, die Polizei zu rufen, um mich 
zurück in mein Heimatland zu schicken. Ich 
wurde von ihnen schikaniert. 

Ich bin zur Gewerkschaft gegangen, um zu 
sehen, ob ich eine Anzeige erstatten kann, 
aber das ist sehr schwierig, weil es schwer 
ist, Beweise vorzulegen, wenn man im 



informellen Sektor ohne Papiere arbeitet. 
Außerdem würde ich mit einer Anzeige große 
Risiken eingehen. Ich habe Angst, dass man 
mich zurück auf die Philippinen abschiebt. 
Außerdem ist es schwer, einen neuen Job zu 
finden, weil diese Leute viel Macht über mich 
haben. 

Doch seht mich an. Ich bin hier. Ich stehe vor 
euch allen. Ich bin nicht allein. Wir sind hier. 
Wir sind nicht allein. 

Viele Frauen, die ohne Papiere arbeiten, 
machen ähnliche Erfahrungen. Sie erleben 
finanzielle Ausbeutung, körperliche, psy-
chische und sexuelle Misshandlungen. Doch 
können sie keine Anzeige erstatten, da sie 
sonst die Ausweisung riskieren. Viele können 
es sich nicht einmal leisten, die Arbeit auf-
zugeben. Ihre Not macht sie angreifbar für 

alle Formen der Ausbeutung. Die Situation in 
Luxemburg ist die gleiche wie in Belgien. Der 
einzige Unterschied ist: In Belgien trauen die 
Frauen sich nun, darüber zu sprechen. Miss-
stände werden publik, da die Gewerkschaft 
ihnen eine Stimme verleiht. 

Später frage ich eine andere Streikteil-
nehmerin, ob sie keine Angst hat, sich hier 
öffentlich als illegal Eingewanderte mit 
Namen und Gesicht zu zeigen. Ching Sapali 
ist von den Philippinen, genau wie Heni. Sie 
trägt Cowboy hut und hat ein rundes Gesicht. 

Nein, ich habe keine Angst. Wenn ich weiß, 
ich bin unter Menschen, denen ich vertrauen 
kann, dann habe ich keine Angst. Solange 
ich die Polizei nicht auf mich aufmerksam 
mache, passiert nichts. Man muss sich halt an 
die Gesetze halten. Seitdem ich Mitglied der 

Ligue bin, habe ich viele Menschen kennen-
gelernt. Das hat mir geholfen, Probleme zu 
lösen. 

Zum Beispiel heute: Anstatt zu Hause zu sit-
zen, bin ich hier, tre&e Leute, du stellst mir 
Fragen, so vergesse ich meine Sorgen. Die 
Ligue hat mich einige Male gebeten, meine 
Geschichte öffentlich zu erzählen. Dann 
erzähle ich, wie ich herkam, warum ich hier 
bin – um meine Familie zu unterstützen. Nie-
mand ist nur für sich selbst hier. Arbeit finden, 
Geld verdienen für die Zukunft der Familie. 
Es geht immer nur darum, der Familie helfen, 
die Familie unterstützen, alles für die Familie. 
Nur dank ihnen sind wir überhaupt hier, im 
Universum, nicht?

Vor sechs Jahren ist Ching Sapalis Mutter 
gestorben, noch immer steigen ihr Tränen in 
die Augen, wenn sie davon spricht. Sie nimmt 
einen Moment die Sonnenbrille ab, wischt 
sich zwei Tränen aus dem Gesicht. 

Es ist schwer für mich, dass ich nicht bei ihr 
sein konnte, als sie starb. Ich wollte nach 
Hause, um sie zu sehen, aber ich konnte nicht. 
Anstatt nach Hause zu fliegen, habe ich ihr 
mein Geld gegeben, für ihre Beerdigung. Sie 
hat sich gewünscht, dass ich komme, aber 
wie hätte ich das machen sollen?

Ching Sapali hat noch immer Schulden in 
ihrem Heimatland, den Philippinen. Um 
das Visum für Europa, den Flug und eine 
befristete Arbeitserlaubnis zu bezahlen, hat 
sie einen Kredit aufgenommen, den sie nie 
zurückzahlen konnte. Eine Agentur hatte ihr 
die Papiere besorgt, mit dem Versprechen, in 
Europa gebe es Arbeit für sie. Immer der glei-
che Lockruf – das Versprechen von Arbeit, 
von einer Perspektive, einem besseren Leben 
für die Familie durch europäisches Geld. 
Ein unerfülltes Versprechen ohne Ausweg. 
Zurück kann Ching Sapali nicht. Selbst wenn 
sie die nötigen Papiere hätte, könnte sie 
wegen der Schulden nicht auf die Philippinen 
zurück.

Ich bin Ching Sapali von den Philippinen. Naja, 
meine Situation: Ich bin Eingewanderte ohne 
legalen Aufenthalt. Als ich herkam, hatte ich 
keine Arbeit. Sechs Monate ohne Arbeit, es ist 
schwer so zu überleben. Ich überlege immer 
nur, wie ich ohne legalen Job überleben kann. 
Du musst überlegen, wie du eine Wohnung 
bezahlst, wie du etwas zu Essen bekommst. 

Ching Sapali kam von den 
Philippinen nach Brüssel
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Operation 
Faustschlag

Die Brüsseler CSC und die Ligue machen 
Ausbeutung von Sans Papiers inzwischen 
regelmäßig zum Thema öffentlicher 
Debatten in Belgien. Es gibt Schätzungen 
über Zahlen, Frauen haben eine Stimme, 
Arbeiter*innen finden Gehör. Noch 
immer haben die CSC und die Ligue Hür-
den zu überwinden, Politiker*innen zu 
überzeugen, doch immerhin zeichnet sich 
in Belgien Fortschritt ab, während Luxem-
burg das #ema erfolgreich von den Ver-
handlungstischen wischt. Selbst die luxem-
burgische Presse zeigte wenig Interesse für 
unangemeldete Arbeit in den vergangenen 
zwei Jahrzehnten. Wenn Zeitungen berich-
teten, dann aufgrund von Pressemitteilun-
gen und gezielter Kommunikation der 
Behörden. Ab 2005 scha!te es das Schlag-
wort Schwarzarbeit immer wieder kurz in 
die Schlagzeilen. 2007 lautete der Titel im 
Luxemburger Wort „Rekordschwarzarbeit 
aufgedeckt – Behörden schließen Groß-
baustelle in Strassen“. Laut Pressemitttei-
lung entdeckte die Task Force der Cellule 
interadministrative de lutte contre le tra-
vail illégal (CIALTI) in einer Action Coup 
de Poing sechs Unternehmen, die ohne 
Niederlassungs genehmigung arbeiteten. 
Laut Wort-Artikel stellte der Zoll sechs 
Bußgeldbescheide wegen Schwarzarbeit 
aus und zahlreiche weitere Verstöße wur-
den gemeldet. 

CIALTI und die Verwaltungseinheit zur 
Bekämpfung illegaler Arbeit (VEBIA) 
waren Einheiten, in denen Zoll, ITM, 
Polizei und weitere Behörden gemeinsam 
Coups planten und ausführten, um gezielt 
illegale Beschäftigungsverhältnisse aufzu-
decken. Eine Zeit lang taten die Behör-
den viel dafür, mit solchen Aktionen im 
Rampenlicht zu stehen. Inzwischen hat 
sich die Arbeitsweise der ITM geändert. 
„Das klang unheimlich gut, Actions 
Coups de Poing“, sagt Marco Boly. Die 
ITM lud gezielt die Presse ein, um mit 
den Faustschlag-Aktionen ins Gespräch 
zu kommen. Doch Boly sagt: „CIALTI 
war eine Struktur, die irgendjemand bei 

der ITM zusammen mit der Douane ins 
Leben gerufen hat. Aber die hatte über-
haupt keine Rechtsgrundlage.“ 

Nachdem Marco Boly 2015 den 
Direktoren sessel einnahm, scha!te er die 
nicht gesetzlich geregelten Spezialeinhei-
ten ab. Drei weitere Punkte sprechen ihm 
zufolge gegen ein solches Vorgehen. „Es 
ist ein riesiger administrativer Aufwand, es 
hat sehr viel gekostet, und oft kam nichts 
dabei raus.“ Außerdem bestehe seit der 
Einführung des E-Detachement sowieso 
eine engere Zusammenarbeit mit dem 
Zoll, sodass eine besondere Einheit dafür 
nicht nötig ist. Schließlich passt ein so 
aggressives Vorgehen, das auf Einschüch-
terung und Abschreckung setzt, nicht 
mehr in das Selbstbild der ITM, seitdem 
Boly den Reformprozess begleitet. „Wir 
sind keine Bestrafungskolonie mehr. Wir 
funktionieren nach Ampelprinzip. Da 
passt das nicht ins Konzept.“ 

Boly sieht die ITM in erster Linie als 
Beratungsorgan, wird er nicht müde zu 
betonen. Er hat sich zum Ziel gesetzt, das 
Image der ITM zu verbessern. Dazu hat 
die ITM das Ampelprinzip eingeführt: 
Grün, Orange, Rot – erst beraten, dann 
kontrollieren, dann im Zweifelsfall bestra-
fen. Doch lässt sich dieses farbenfrohe 
Sinnbild nicht auf Fälle anwenden, in 
denen Arbeitnehmer*innen ausgebeutet 
werden. Wer Menschen illegal beschäftigt, 
wird nicht erst beraten, sondern direkt 
bestraft. Mit dem kommenden Gesetz zu 
Einwanderung und Asyl steigen die Stra-
fen erheblich. 

Der Imagewandel der ITM ist Teil der 
Reform, die sich seit Jahrzehnten hinzieht. 
Er steht für eine tiefgreifende Umstruk-
turierung auch hinter den Kulissen. Über 
die Reform, die heute umgesetzt wird, 
wird mindestens seit den frühen 1990er 
Jahren gesprochen. Die ITM wurde ihrer 
Rolle als Gewerbeaufsicht nicht gerecht. 
Die Abteilungen der ITM arbeiteten iso-
liert, ohne Absprache untereinander, und 
Inspektor*innen waren nicht befugt, Buß-
gelder auszustellen. Es gab nicht einmal 
eine geregelte Ausbildung. 

2007 wurde die Reform per Gesetz 
beschlossen und ausgearbeitet – und 
anschließend passierte nichts. Erst 2015, 

Du kannst nicht überleben, ohne zu essen. 
Und ich will nicht draußen schlafen. Im 
Winter musst du eine Wohnung finden für 
deine Sicherheit. 

Die Wohnung teilt sie sich mit vier anderen. 
So braucht sie zumindest nicht allein für 
Miete, Strom, Internet und Gas zu bezah-
len. Sie arbeitet etwa fünf Stunden am Tag, 
putzt bei Leuten zu Hause. Eigentlich ist 
sie gelernte Schneiderin. Mit Näharbeiten 
und Haare schneiden konnte sie etwas 
dazuverdienen und so die Miete stemmen. 

Immer wieder laufe ich herum, frage 
nach Arbeit. Aber es ist nicht einfach. 
Sie sagen, ja, wir brauchen Arbeiter, aber 
welche mit Papieren. Für mich ist alles 
unangemeldet. 

Inzwischen hat sie ein regelmäßiges Ein-
kommen als Haushaltshilfe. Im Gegensatz 
zu vielen anderen Bekannten hat Ching 
Sapali bisher weder sexuellen noch ande-
ren Missbrauch während der Arbeit erlebt. 
Dennoch wurde ihr schon mehrmals der 
Lohn vorenthalten. Sie zeigt Verständnis 
für ihre Arbeitgeberin – obwohl sie selbst 
in einer viel schlechteren Situation ist.

Ich verstehe das, sie hat auch nicht genug 
Geld. Also habe ich das akzeptiert. Ich 
weiß, dass sie nicht genug Arbeit hat, 
zusätzlich zu den Kindern. Für mich ist 
sie wie eine große Schwester, ich brauche 
kein Geld von ihr zu nehmen. Obwohl ich 
lange für sie gearbeitet habe. Aber das 
ist ok, ich ho&e, Gott wird mir helfen zu 
überleben. 

Gott wird viel zu tun haben. Die Hilfs-
organisationen schätzen die Zahl der 
Arbeiter*innen ohne Aufenthaltserlaubnis 
auf 70.000 bis 80.000, laut einer Studie 
der CSC. Darin gibt nur etwa ein Viertel 
an, überhaupt das Recht zu haben, die 
Arbeit für Urlaub oder Krankheit zu unter-
brechen, wenn auch unbezahlt. Die Hälfte 
hat gar keinen Anspruch auf Urlaub. Vier 
von Fünf bekommen keine Schutzausrüs-
tung gestellt, nicht einmal Masken wäh-
rend der Pandemie, keine Arbeitsschuhe 
auf Baustellen. Viele erleben Ausbeutung. 
Die Gewerkschaft CSC fordert bessere 
Arbeitskonditionen für Sans Papiers.
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mit dem Wechsel der Direktion und Boly 
als neuem Direktor, wurde sie tatsächlich 
umgesetzt. Die ITM erhielt die Befugnis, 
Arbeitsstätten umgehend zu schließen, 
wenn sie gravierende Verstöße feststellt. 
Der Beruf der Inspektor*innen wurde 
durch die Reform aufgewertet. Sie erhal-
ten inzwischen den Beamt*innenstatus, 
nachdem sie die Ausbildung durchlau-
fen haben. In dieser geht es um Arbeits-
sicherheit und Arbeitsrecht, Mediation 
und Deeskalationstraining, technolo-
gische Fortbildungen für die Systeme. 
Die Herangehensweise sei eine andere, 
erklärt Boly. „Das ist ein radikaler Wan-
del von einer reaktiven ITM, die immer 
nur sporadisch eingegriffen hat, hin 
zu einem Präventionskonzept, wo wir 
die Leute aktiv beraten können.“ Zu 
einer e%zienten Gewerbeaufsicht zählt 
vor allem genug Personal. 2015 waren 
drei Arbeitsinspektor*innen in der Aus-
bildung, dieses Jahr sind es 67. 

Die Personalaufstockung bei der ITM 
ist eine der großen Errungenschaften, 
Teil einer Umstrukturierung, die lange 

überfällig war. Von Laptops bei Kontrol-
len, wie Keeven Schauls Team sie nutzt, 
war die ITM, als Boly 2015 als Direktor 
einstieg, Jahre entfernt. Er erinnert sich: 
„Das Sekretariat der Direktion hat noch 
komplett mit der Schreibmaschine gear-
beitet.“ Die Reform der ITM war und ist 
eine der wichtigsten Entwicklungen im 
Kampf gegen unangemeldete Arbeit. 112 
Arbeitsinspektor*innen haben im ver-
gangenen Jahr 10.072 Kontrollen durch-
geführt. Finanziell sowie auch gemessen 
an der Anzahl der Kontrollen machen 
illegale Beschäftigung und nicht-dekla-
rierte Arbeit nur einen Bruchteil der 
Ergebnisse aus. Knapp 170 der über 
10.000 Kontrollen standen in Zusam-
menhang mit diesen beiden Vergehen. 
Von den gut zehn Millionen Euro, die 
die ITM an Bußgeldern erhoben hat, 
waren zwei Drittel wegen Verstößen 
gegen das Entsenderecht. Bei einer Pres-
sekonferenz im April führten Marco 
Boly und Georges Engel eine Gruppe 
Journalist*innen nach der Präsentation 
des Jahresberichts auf die Baustelle neben 
dem ITM-Hauptgebäude. 

Eine Zeit lang 
taten die Behörden 
viel dafür, mit 
solchen Aktionen 
im Rampenlicht zu 
stehen.

Vorzeigebaustelle im Rahmen der ITM-Pressekonferenz



Über Marco Bolys Jackett eine neue Warn-
weste, auf dem grauen Haar ein neuer 
glänzender Helm, das bequeme Modell 
mit verstellbarer Kopfweite. Der Bauherr 
fährt mit dem Finger über den Grundriss 
der neuen Sporthalle, der an der Wand 
des zukünftigen Eingangsbereiches hängt. 
Auf der scheinbar saubersten Baustelle 
des Landes erklärt die ITM-Chefetage, 
wie Kontrollen ablaufen. Der Chef der 
Kontroll abteilung sagt: „Bei kleinen Bau-
stellen gehen wir zu zweit hin. Wir gucken 
zunächst, wer der Vorarbeiter ist, der wird 
dann von einem Inspektor weggeholt, 
sodass der andere mit den Arbeitern spre-
chen kann. Wir fragen dann, wie sieht 
es mit Urlaub aus, kriegt ihr immer euer 
Gehalt. Nach und nach wird uns Vertrauen 
entgegengebracht. Bei großen Kontrollen 
sind wir mit vier bis sechs Inspektoren 
dabei.“ Sie kontrollieren, dass keine Kabel 
in Pfützen liegen, dass halbfertige Stock-
werke gesichert sind, sodass niemand von 
der Etage fällt, die Sicherheit am Arbeits-
platz und die Arbeitsbedingungen, den 
Badge social und die Entsendungsbestäti-
gungen des Unternehmens. Sie kontrol-
lieren, ob all die Errungenschaften, für die 
Boly in den letzten Jahren geschwitzt hat, 
eingehalten werden. 

Die wichtigste davon ist das E-Detachement, 
die Online-Anmeldung für Unternehmen, 
die im europäischen Ausland ansässig sind 
und Arbeiter*innen nach Luxemburg 
schicken. 2014 wurde sie zusammen mit 
dem Badge social für alle Arbeiter*innen 
auf Baustellen eingeführt. Der Schritt 
folgte auf Wellen der Empörung über 
Sozialdumping. Normalerweise schüt-
zen die EU-Richtlinie und das entspre-
chende nationale Gesetz zur Entsendung 
vor Sozialdumping. Dennoch wurde die 
Ausbeutung ausländischer Arbeiter 2013 
und 2014 zu einem beliebten #ema der 
Presse. 

1998

Einführung des Steuer-
freibetrags für Haushalte, 
die Haushaltshilfen 
beschäftigen

1999

Einführung der vereinfach-
ten Anmeldeprozedur für 
Haushaltshilfen 

2002

Einführung der superredu-
zierten TVA für Bau- und 
Renovierungsarbeiten

2002

Einführung des EU-konfor-
men Entsendegesetzes

2005

Die Spezialeinheiten 
CIALTI und VEBIA decken 
unangemeldete Arbeit in 
Actions Coup de Poing auf

Errungenschaften im Kampf gegen unangemeldete Arbeit 

Die ITM ist heute mit ihren 112 Arbeitsinspektor*innen besser aufgestellt.

ITM-Direktor und Arbeitsminister beim Pressetermin.
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Den Anreiz 
nehmen

Auch Marc Gross von der Handwerks-
kammer hält den Badge social für eine 
der wertvollsten Maßnahmen im Kampf 
gegen nicht-deklarierte Arbeit. Er betont 
aber auch den superreduzierten Mehr-
wertsteuersatz für Renovierungsarbeiten 
und Wohnungsbau.  2002 senkte das Mit-
telstandsministerium die Mehrwertsteuer 
auf drei Prozent, um den Wohnungs-
bau zu stimulieren. Die CDM hat die-
ses Vorhaben unterstützt, erinnert sich 
Gross: „Das war damals eine Forderung 
des Handwerks, gezielt mit dem Hinter-
gedanken, dass Renovierungsarbeiten 
nicht in Schwarzarbeit abrutschen sol-
len. Das ist ein Riesenvorteil, wenn auf 
Renovierungs arbeiten nicht 16 oder 17 
Prozent kommen, sondern nur noch drei. 
Der Handwerker kann das als Vorteil 
bewerben gegenüber dem Kunden.“ 

Für Marc Gross nimmt die super reduzierte 
Mehrwertsteuer unangemeldeter Arbeit 
den Anreiz. Auch die Sozialabgaben wur-
den bewusst niedrig gehalten, um die 
Attraktivität von nicht-deklarierter Arbeit 
zu mindern, sagte der ehemalige Mittel-
standminister Fernand Boden (CSV) 
2003. Auch darüber ist Marc Gross erfreut. 
„Der luxemburgische Staat hat immer 
dafür gesorgt, dass man den Betrieben 
nicht zu hohe Au$agen aufdrängt“, sagt 
er. Im Vergleich mit den Nachbarländern 
sind Sozialabgaben und Steuerlast niedrig. 
„Deshalb ist die Situation unserer Betriebe 
in den letzten Jahren nicht so nachteilig 
gewesen, dass ein Großteil der Aktivität in 
Schwarzarbeit rutschen müsste.“ 

Um die Jahrtausendwende war der Kampf 
gegen nicht-gemeldete Arbeitsverhältnisse 
und unlauteren Wettbewerb eine Priori-
tät der Politik. Der Steuerfreibetrag für 
Privathaushalte, die Hilfen beschäftigen, 
wurde eingeführt. Die vereinfachte Pro-
zedur für Privathaushalte folgte. Die soll 

dafür sorgen, dass Haushaltshilfen ange-
meldet werden. Ohne die Vereinfachung 
hätten Privatpersonen den gleichen admi-
nistrativen Aufwand wie Unternehmen, 
die Personal beschäftigen. Nun reicht ein 
einziges Formular zu Beginn des Arbeits-
verhältnisses, das CCSS kümmert sich 
um den Rest, berechnet die Höhe der 
Sozialabgaben. Das CCSS erstellt am 
Jahresende die Abrechnung. In den ers-
ten drei Jahren nach der Einführung der 
vereinfachten Anmeldeprozedur hat sich 
die Zahl der Haushalte, die Haushalts-
hilfen beschäftigen, verdreifacht. Bis 2018 
nahm die Anzahl jedes Jahr um fünf bis 
zehn Prozent zu. Obwohl die Bevölkerung 
immer schneller wächst, ist die Kurve 
zuletzt abge$acht. 2018 hatten laut CCSS 
20.441 Haushalte eine angemeldete Hilfe 
zu Hause, für Haushaltsarbeit, P$ege oder 
Kinderbetreuung. 2022 waren es nur 
21.592. 

Das ist nur ein Bruchteil der über 275.000 
Haushalte in Luxemburg. Der CSV-
Abgeordnete Marc Spautz äußerte 2017 
in einer parlamentarischen Anfrage den 
Verdacht, dass noch immer sehr viele 
Haushaltshilfen unangemeldet seien. Mit 
diesem Verdacht ist er nicht allein. Aus 
der Sicht und der täglichen Erfahrung 
von Jessica Lopes ist Luxemburg voller 
nicht angemeldeter Arbeiter*innen, auch 
die Sozialarbeiter*innen bei Médecins 
du Monde haben einen ähnlichen Ein-
druck. Einige Jahre später folgte eine 
kurze Sensibilisierungskampagne des 
Sozial versicherungs ministeriums und des 
Nationalen Frauenrats, die Haushalten ins 
Gedächtnis rief, dass sie ihre Putzfrauen 
anmelden sollen. Ansonsten ist das Inte-
resse der Politik am Schicksal der Haus-
haltshilfen nach der Jahrtausendwende 
abge$acht.

2006

Das Sozialversicherungs-
ministerium und der Na-
tionale Frauenrat starten 
die Kampagne „Déclarez 
votre femme de ménage“

2007

Das Gesetz zur ITM-Re-
form tritt in Kraft

2013

Regularisierung aller ille-
gal Beschäftigten, die ein 
Arbeitsversprechen haben

2014

Der Badge social für alle 
Baustellen-Angestellten 
und die Plattform E-
Detachement werden 
eingeführt

2015

Mit acht Jahren Verspä-
tung beginnt die Umstruk-
turierung der ITM 

Um die 
Jahrtausendwende 
war der Kampf 
gegen nicht-
gemeldete 
Arbeitsverhältnisse 
und unlauteren 
Wettbewerb eine 
Priorität der Politik.
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Schnell  
verstecken

Auch an der Arbeit von ITM und Zoll gibt 
es trotz aller Reformen weiterhin Kritik. 
Eine lautet, die ITM könne nicht e%zient 
handeln, da sie keine Übersetzer*innen 
dabei hat. Sie kam zuletzt im Herbst 2022 
von der Abgeordneten Myriam Cecchetti 
(Déi Lénk) verpackt als question parlemen-
taire. Auch Jessica Lopes betont diesen 
Mangel: „Sie sprechen mit dem Vorar-
beiter, da er der Einzige ist, der Franzö-
sisch spricht. Er spricht für alle und sagt 
natürlich, hier ist alles gut.“ Die Men-
schen, die eventuell ausgebeutet werden, 
kämen gar nicht zu Wort. Die ITM sieht 
dieses Problem nicht. Sie beschäftige 
Arbeitsinspektor*innen, die verschiedene 
Sprachen sprechen und sich bei Bedarf 
gegenseitig helfen können. Außerdem 
hätten sie mehrsprachige Infoblätter und 
elektronische Übersetzungstools. 

Für Jessica Lopes reicht das nicht: „Die 
Inspektoren sprechen mit der Person, die 
Französisch spricht. Das lässt den anderen 
genug Zeit zu verschwinden. In Hotels 
sind die unangemeldeten Arbeiter die-
jenigen, die Zimmer reinigen. Dass die 
In spektoren im Eingangsbereich sind, 
spricht sich schnell rum, und es bleibt 
genug Zeit, das Hotel zu verlassen.“ 
Ebenso läuft es auf Baustellen, weiß Milo 
aus eigener Erfahrung. Auf dem Bau arbei-
tet Milo am liebsten im Erdgeschoss. So 
kann er rechtzeitig sehen, wann die Kont-
rollen kommen, und scha!t es zu $iehen. 
Ein anderer Arbeiter erzählt, er werde 
von seinem Arbeitgeber zum Baumarkt 

geschickt, wenn die Kontrolle anrückt. 
Wenn er eine Stunde später zurück-
kommt, ist die Kontrolle vorbei. Marco 
Boly weiß, dass das passiert. Und er kann 
nichts dagegen machen. „Einige Arbeiter 
sagen, ich arbeite nicht hier. Andere gehen 
einfach weg. Wir haben nicht das Recht 
sie festzuhalten. Und wir können nicht bei 
jeder Kontrolle die Polizei mitnehmen.“ 

Jessica Lopes zweifelt an der Wirksamkeit 
der Kontrollen. „Die meisten Arbeitgeber 
fühlen sich unantastbar“, sagt sie. „Sie 
werden erwischt und tun es einfach wie-
der und wieder und scheinen keine Angst 
zu haben. Dass sie sich so unbesiegbar 
fühlen, macht die Menschen, die sie aus-
beuten, umso machtloser.“

Zurück bei Médecins du Monde tre!en 
wir auf Paulo. Paulo arbeitet seit vier Jah-
ren sechs Tage die Woche jeden Tag acht 
Stunden im selben Café und wurde trotz 
Reformen noch von keiner Kontrolle ent-
deckt. Er trägt ein schwarzes Hemd, hat 
sich extra eine Krawatte angezogen für 
unser Gespräch. Als er kurz vor Beginn 
der Pandemie nach Luxemburg kam, war 
sein Plan simpel: 15 Jahre bleiben, Geld 
verdienen, dann zurück nach Brasilien. 
Es kam anders. „Ich habe eine Frau ken-
nengelernt und sie wurde sofort schwan-
ger. Jetzt habe ich einen Jungen, er hatte 
letzte Woche Geburtstag.“ Paulo zieht sein 
Handy aus der Tasche und zeigt Fotos von 
einem kleinen Lockenkopf, der vor der 
Geburtstagstorte grinst. Sein Sohn geht in 

Einige Arbeiter 
sagen, ich arbeite 
nicht hier. Andere 
gehen einfach 
weg. Wir haben 
nicht das Recht sie 
festzuhalten.

Eine Frage an 
Jessica 
Lopes



die Crèche und lebt bei der Mutter. Sie 
sind nicht mehr zusammen. 

Er würde gern mehr Zeit mit seinem 
Sohn verbringen, und zum ersten Mal in 
seinem Leben stört es ihn, viel zu arbei-
ten. Montag ist sein Ruhetag, samstags, 
sonntags, feiertags arbeitet er acht Stun-
den. Als er sich mit dem Fleischmesser 
in die Hand$äche geschnitten hat, ließ 
er die Wunde in der Notaufnahme mit 
fünf Stichen nähen, die Krankschrei-
bung hat er abgelehnt. Noch immer ist 
eine Wunde auf der Hand$äche zu sehen. 
Ein anderes Mal verletzte er sich beim 
Tanzen die Achillessehne. „Es hat Klack 
gemacht, und plötzlich hatte ich einen 
starken Schmerz.“ Dann lag er flach. 
Seine Kranken versicherung war abge-
laufen, denn da Paulo kein Bankkonto 
hat, überweist ein Bekannter das Geld 
an die CNS. Der war aber im Urlaub in 
Brasilien und hatte nicht gezahlt. Also ist 
Paulo aus der Ver sicherung ge$ogen und 
"ng zu schwimmen an. Bei Médecins du 
Monde stieß er auf Land. 

Keine 
Tanzschuhe 
für Paulo

Eigentlich sollte Paulo längst eine reguläre 
Krankenversicherung, ein Bankkonto und 
Geld für gute Tanzschuhe haben. Mehr-
fach hat sein Arbeitgeber versucht, seinen 
Aufenthaltsstatus zu regularisieren. Er bot 
ihm einen Arbeitsvertrag an und reichte 
gemeinsam mit der Asti ein Dossier bei 
der Adem ein. Die Adem hat abgelehnt. 
Wer eine Person einstellen möchte, die 
keine Aufenthaltsgenehmigung hat, muss 
zunächst den Posten bei der Adem vakant 
melden. Drei Wochen lang versucht die 
Adem anschließend, Leute zu finden, 
die die nötigen Quali"kationen haben 
– und außerdem eine Arbeitserlaubnis 
oder einen europäischen Pass. Gelingt das 
nicht, zum Beispiel, weil der Job spezielle 
Kenntnisse erfordert, die nicht zu den 
Pro"len der Arbeitsuchenden passen, stellt 
die Adem dem Unternehmen ein Zerti-
"kat aus, das ihm erlaubt, eine beliebige 
Person einzustellen. 

Im vergangenen Jahr wurde die Hälfte aller 
2500 so begründeten Aufenthaltstitel an 
Arbeitende in Verwaltungsjobs ausgestellt. 
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Darauf folgen die Branchen IT und Kom-
munikation. Dieses Verfahren, der Test du 
marché, ist nur für Berufe gültig, in denen 
Fachkräftemangel herrscht. Doch auch 
ein Restaurant könnte Küchenpersonal 
über den Test du marché ein stellen, wenn 
es zum Beispiel einen Koch oder eine 
Köchin braucht, die mit der marokkani-
schen Küche vertraut ist. Für Paulo hat 
das bisher nicht funktioniert. Und selbst 
wenn, bedeutet ein positives Fazit der 
Adem nicht automatisch einen gesicherten 
Aufenthaltstitel. Das Adem-Zerti"kat ist 
Teil des Dossiers, das zur Beantragung der 
Arbeitserlaubnis bei der Einwanderungs-
behörde vorgelegt wird. 

Dieser Antrag wird trotz positiver Ein-
schätzung der Adem aber regelmäßig 
abgelehnt, sagen Asti und MDM. Sie 
bemängeln, dass es keine transparenten, 
verlässlichen Regeln gibt. Das Außen-
ministerium erklärt: „Es kommt bei abge-
lehnten Anträgen sehr oft vor, dass die 
Person nicht dem Pro"l entspricht, das 
bei der ADEM angegeben wurde. Dies 
können die sprachlichen Kompetenzen 
der Person, jedoch auch die schulische 
Ausbildung betre!en. Zum Beispiel wenn 
ein Arbeitgeber eine o!ene Stelle mel-
det, für die ein DAP-Abschluss in einem 
gewissen #emenfeld, sowie Deutsch und 
Französisch als Sprachkenntnisse, verlangt 
werden, dann kann er später nicht einen 

Antragsteller aus einem Drittstaat ein-
stellen, der weder einen solchen Abschluss 
besitzt noch die gefragten Sprachen 
beherrscht.“ Ob dieses Argument immer 
greift, bezweifeln die sozialen Dienste. 
Ebenso wie der Test du marché selbst 
immer wieder in Zweifel gezogen wird. 

Neben den sozialen Einrichtungen argu-
mentiert auch die Handwerkskammer 
dagegen – wenn auch aus einem anderen 
Grund: „Eine substanzielle Reform und 
Entlastung der Zugangsbedingungen zum 
Arbeitsmarkt für Drittstaatsangehörige“ 
ist eine der politischen Forderungen der 
CDM zum Superwahljahr. Konkret, 
erklärt Marc Gross, „fordern wir die 
Abscha!ung des Test du marché.“ Die Sor-
tiermaschine Adem fällt dann aus der Pro-
zedur heraus und Anträge würden direkt 
auf dem Schreibtisch der Einwanderungs-
behörde landen, die die Quali"kationen 
der ausländischen Arbeitsuchenden prüft. 
So sollen quali"zierte Fachkräfte leichter 
Zugang zum Arbeitsmarkt bekommen. 

Marc Gross sieht die Politik in der Ver-
antwortung, jetzt die Gesetze anzupassen, 
um die Arbeitskraft für die Zukunft zu 
sichern. „Sobald sich der Markt norma-
lisiert, haben wir einen Riesenbedarf an 
Fachkräften.“ Das Gesetzesprojekt zu Ein-
wanderung und Asyl, welches das Außen-
ministerium im Juni vorgelegt hat, stärkt 

jedoch noch die Rolle des Test du Marché 
als erste Barriere für Menschen ohne Auf-
enthaltstitel. Nur für zwei spezielle Per-
sonengruppen entfällt der Test du marché 
laut Gesetzesentwurf: Familienangehörige 
von Drittstaatler*innen sollen einen direk-
ten Zugang zum Arbeitsmarkt bekom-
men. Denn sie haben bisher zwar einen 
Aufenthaltstitel als Familienmitglied, aber 
keine automatische Arbeitserlaubnis. Für 
sie soll der Adem-Check entfallen, ebenso 
wie für Ge$üchtete im Asylverfahren, die 
eine zeitlich begrenzte Arbeitserlaubnis 
für die Dauer des Verfahrens beantragen. 
Georges Engel begründet diesen Schritt: 
„Ich "nde, wenn wir Leute hier haben, die 
arbeiten können, dann soll man das auch 
nutzen.“ Jedoch gilt das nur für Leute, die 
sich legal im Land aufhalten. Wer auf dem 
falschen Weg eingewandert ist und die fal-
schen Papiere hat, erhält keinen sicheren 
Weg in Legalität und Arbeit. 

Die sozialen Einrichtungen fordern unter-
dessen eine generelle Regularisierung der 
Aufenthaltssituation aller Menschen, die 
seit einer gewissen Zeit in Luxemburg 
arbeiten, wie 2013 geschehen. Damals 
wurde die Situation aller regularisiert, die 
ein Arbeitsversprechen und die entspre-
chenden Quali"kationen hatten. Über 
500 Leute erhielten so ihre Papiere. Eine 
Wiederholung steht für Außenminister 
Jean Asselborn (LSAP) außer Frage: 
„Regelmäßige Regularisierungen würden 
die unrechtmäßige Beschäftigung von 
Drittstaatsangehörigen nur weiter fördern 
und diese Praktiken belohnen.“ 

Mit der Regularisierung vor zehn Jahren 
wurde die EU-Richtlinie zum Mindest-
standard für Sanktionen und Maßnahmen 
gegen Arbeitgeber, die Drittstaatsange-
hörige ohne rechtmäßigen Aufenthalt 
beschäftigen. Sie schützt illegal Beschäf-
tigte auch vor Strafe. Alle haben das 
Recht, Ausbeutung anzuzeigen, ohne 
selbst Strafverfolgung wegen unangemel-
deter Arbeit zu riskieren. Luxemburg hat 
diese Richtlinie im Code du travail umge-
setzt. Die Abschiebung wird allerdings 
nicht als direkte Strafe für die illegale 
Arbeit gesehen. 

Stéphanie Gardini weiß: „Wenn jemand 
zur Polizei geht, um den Arbeitgeber 
anzuzeigen, machen sie immer gleichzeitig 

Marc Gross, Chambre des Métiers
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zwei Untersuchungen auf – eine gegen den 
Arbeitgeber wegen Schwarzarbeit und ille-
galer Beschäftigung und eine wegen illega-
ler Einwanderung.“ Das wissen die Leute. 
Kaum jemand ginge zur Polizei, selbst 
wenn sie am Arbeitsplatz Missbrauch erle-
ben. Zudem kommen viele aus Ländern, 
in denen wenig Vertrauen in die Behör-
den besteht. Und sie vertrauen auch den 
hier ansässigen nicht. Diese Leute haben 
keine Stimme. Zwar setzen Asti, Médecins 
du Monde und andere Einrichtungen 
sich für Menschen in Notsituationen ein. 
Aber es fehlt eine politische Repräsenta-
tion ihrer Bedürfnisse. Stattdessen sind sie 
verdammt dazu, versteckte Existenzen zu 
führen. 

In Luxemburg lebt eine ungezählte, aber 
zahlreiche Gruppe von Menschen, die 
unter unwürdigen Bedingungen unan-
gemeldet arbeiten und Ausbeutung erle-
ben. Keins der Gesetze zum Schutz von 
Arbeitnehmer*innen, die in den vergan-
genen Jahrzehnten erarbeitet wurden, 
gilt für diese Menschen. Sie und ihre 
Arbeitgeber*innen handeln in einem 

rechtsfreien Raum. Doch die Mehrheit 
der institutionellen Akteur*innen schlie-
ßen die Augen und heften unangemeldete 
Arbeit unter den weniger dringenden Pro-
blemen ab. 

Den wenigen Personen, die innerhalb der 
Behörden für Fortschritte kämpfen, lie-
gen wahre Felsblöcke im Weg: mangelnde 
Zusammenarbeit, unnötige Verzögerun-
gen, eine di!use Angst vor Datenschutz, 
fehlende Digitalisierung und mangelndes 
Interesse. Eine Zusammenarbeit zwischen 
Gewerkschaften, von sozialen Diensten, 
Behörden und Ministerien könnte zumin-
dest zu einer Anerkennung und realisti-
schen Bezi!erung des Problems führen, 
um auf dieser Grundlage die Situation 
der Menschen zu verbessern. Doch den 
Entscheidungsträger*innen ist unange-
meldete Arbeit nicht wichtig genug. 

Zwar wurden in den vergangenen Jahr-
zehnten einige Schritte unternommen, 
um die Beschäftigung von unangemel-
deten Arbeitskräften weniger attraktiv zu 
gestalten, doch nicht vorrangig und nicht 

immer erfolgreich. Außerdem – attraktiv 
oder nicht – besonders Arbeiter*innen 
ohne legalen Aufenthalt haben keine 
andere Wahl als unangemeldete Jobs 
anzunehmen. Denn während ganze Bran-
chen wegen fehlender Arbeitskräfte unter 
Druck stehen, gleicht der Weg aus einer 
irregulären Situation heraus und hin zu 
einer Arbeitserlaubnis für viele, die arbei-
ten könnten, einem Labyrinth ohne Aus-
gang. Endstation Ausbeutung. 

Alle Fotos dieser forum_story
© Philippe Reuter / forum, außer:
S. 28: Master1305 via Shutterstock
S. 40: Andrey Popov via Shutterstock
S. 42-43: KieferPix via Shutterstock

Grafiken: 
S. 33: Special Eurobarometer 498, Undeclared 
Work in the European Union, 2020



Pit Panther

Schiel, schiel, schiel

 Schiel, schiel, schiel, eist Ländchen huet gewielt.
Husch säi Bett no riets geréckelt,
sech nees fäertereg agewéckelt.

Mëll, mëll, mëll, wie sou gutt schlofe wëll.
 

Waach, waach, waach, deng Angscht ass hausgemaach!
Schwaarz-Blo geet bei d’Big Four heeschen,

Triple A mat Fragezeechen.
Schwaach, schwaach, schwaach, e battere Virgeschmaach!

 
Luc, Luc, Luc, mécht Friedenspolitik.

Fréier Feeler féx verdrängen,
schützt déi Déck virun de Klengen.

Zut, zut, zut, Elitt als Attitüd.
 

Scha!, scha!, scha!, Wuesstem braucht Aarbechtskraaft!
Bau dem Patronat Gebaier,

ma de Loyer ass ze deier.
Grav, grav, grav, sou gëtt d’Land ausverkaf.

 
Téck, téck, téck, d’Stonn schléit eis an d‘Genéck!

Wa mir wëlle besser liewen,
musse mir eis Stëmm erhiewen.

Zéck net zeréck! Maach besser Politik!

Gerechtigkeit, Pit Panther,
Geht anders, als du denkst: 
Da kriegt man nichts geschenkt,
Außer wenn dein Bekannter
Zufällig ne Regierung lenkt. 
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